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Informationen aus dem Landtag Nordrhein-Westfalen, 32. Jahrgang, 13. Wahlperiode, 27.3.2001 

Wie kann der Anteil der Binnenschifffahrt 
am Güterverkehr in NRW gesteigert werden? 
Der Verkehrsträger Schiff sei Teil eines integrierten Gesamtverkehrssystems, bei dem 
Transportketten im Ganzen zu betrachten und die technologischen Möglichkeiten für 
ein sinnvolles Zusammenspiel der verschiedenen Verkehrsträger, die Einrichtung von 
Schnittstellen des Verkehrs sowie der Einsatz von elektronischen Logistikkonzepten zu 
optimieren seien. Das erklärf der SPD-Abgeordnete Gerd W/rUl. Der CDU-Abgeordne- 
te Gerhard Wächter stellt fest, die Binnenschifffahrt in NRW habe Zukunft. Gerade für 
Nordrhein- Westfalen mit dem europäischen Hauptwassenveg Rhein und der damit ge- 
gebenen Anbindung an die Seehäkn Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen habe der 
Gütertransport auf dem Wasser noch erhebliche Potenziale. Der FDP-Abgeordnete 
Chrlstof Rasche bekräftigt. das gegenwärtige und künftige Güterverkehrsautkommen 
mache es notwendig, alle Verkehrsmittel des Landes für ihre Beförderung zu nutzen. 
Darum sei auch das Wasserstraßennetz in NRW unverzichtbar. Leider würden seine 
Möglichkeiten derzeit bei weitem nicht ausgeschöpft. Der GRÜNE-Abgeordnete Peter 
Eichenseher betont, um einen höheren Marktanteil zu erreichen, müsse das Binnen- 
schiff in die Güterverkehrskonzept-Strategie des Landes eingebunden werden. Das 
Güterverkehrskonzept des Landes sollte im Sinne einer integrierten Verkehrsplanung 
die Verknüpfung des Verkehrsweges ,,Wasser" mit Schiene und Straße mit hoher Prio- 
rität vertolgen. (Seite 2) 

Besondere Verantwortung für iüdische Kultusgemeinden 

Keine Finanzforderung für Islamrat 

Die wocne 
i- --An- 

Der Hauptausschuss unter dem Vorsitz von tig von der mitgliederstärksten und finanz- 
Edqar Moron (SPD) hat es mehrheitlich ab- kräftigsten Organisation Milli Görüs domi- 

Schulpolitik 
In einer Regierungserklärung nahm die 
Schulministerin zum Stufenplan ,Verläss- 
liche Schule 2001 bis 2005 Stellung. 

(Seite 3) 

Etatberatung 
In zweiter ~esun~erörterte der Landtag die 
Einzelpläne des Haushaltsgesetzes 2001 
sowie die Zuweisungen an die Gemeinden. 

(Seite 4) 

Karl Arnold 
Der Landtag hat in einer Feierstunde des 
früheren Ministerpräsidenten Karl Arnold 
anlässlich seines 100. Geburtstages ge- 
dacht. (Seite 8) 

Volksinitiativen 
Weitgehend einig beurteilten Sachverstän- 
dige Volksbegehren und Volksentscheid als 
für die Politik positiv. (Seite 10) 

Radverkehr 
Der Verkehrsausschuss erhöhte im Haus- 
haltsentwurf gekürzte Mittel für den Rad- 
wegebau um sechs Millionen Mark. 

(Seite 12) 

gelehnt, den lslamrat als Religionsgemein- niert.in einer vbm Innenministerium heraus- 
schaff finanziell zu unterstützen. gegebenen Ze tscnrift würden die extremis- 

rischen Zielsetz~naen dieser Gemeinschatl 
Die FDP hatte den Antrag gestellt, für die durch zahlreiche ~ Ie i s~ ie le  belegt 
Schaffung eines Verbindungsbüros des Is- 
lamrats und des Zentralrats für die Muslime 
in Deutschland sowie dessen Unterhaltung 
zusätzlich 350000 Mark im Einzelplan 
des Ministerpräsidenten auszuweisen. Der 
Zweck des Antrags sei, die Religionsge- 
meinschaften gleich zu behandeln, begrün- 
dete FDP-Fraktionschef Jürgen W. Mölle- 
mann den Antrag. Der CDU-Abgeordnete 
Lothar Hegemann hielt dagegen, man be- 
handele so keine andere Religionsgemein- 
schaft mit Ausnahme der Juden, „wo wir uns 
immer einig waren, dass wir eine besondere 
Verantwortung haben". Aber ansonsten 
müssten sich Religionsgemeinschaften 
schon selbst finanzieren. 
Der Chef der Staatskanzlei, Georg Wilhelm 
Adamowitsch, bestätigte, dass man bei der 
Förderung der jüdischen Kultusgemeinden 
einen Staatsvertrag habe. Das sei eine völlig 
andere Regelung. Zum Verbindungsbüro Is- 
lamrat sagte er. der lslamrat werde eindeu- ~öchste Eisenbahn 

Babylon 
Die unterschiedlichen elektronischen Spra- 
chen und Standards im Gesundheitswesen 
will das neue ZTG in Krefeld vereinheitli- 
chen. (Seite 17) 

Zeichnung: Waldemar Mandzel (WAZ) 
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Neues Konzept für Verlagerung von Gütern auf Schiffe nötig 
Von Von Von Von 

Gerd Wirth Gerhard Wächter Christof Rasche Peter Eichenseher 

Die Binnenwasserstraßen sind be- Die Binnenschifffahrt in NRW hat Das gegenwärtige und künfti- Für das Binnenschiff sprechen in 
sonders umweltfreundliche Ver- ZukunH. Dazu müssen allerdings ge Güterverkehrsaufkornmen erster Linie die günstigen Trans- 
kehrswege. mit erheblichen Kapa- Bund und Land stärker als bisher in macht es notwendig, alle Ver- porikosten im Vergleich zu Stra- 
zitätsresetven. Das heutige Beför- die Wasserstraßen investieren. Zu kehrsmittel des Landes für ih- ßen und Schiene und die hohe 
derungsaufkommen verteilt sich geringe Wassertiefe. zu kleine re Beförderung zu nutzen. Da- Zuveriässigkeit. Die Binnenschiff- 
zu 61.3 Prozent auf den Straßen- Schleusen, zu niedrige Brücken und rum ist auch das Wasserstra- fahrt verursacht im laufenden Be- 
güterverkehr, zu 223 Prozent auf fehlende Umschiagkapazitäten auf ßennetz in NRW unverzichtbar. trieb weniger Umweltschäden 
die Eisenbahn und zu 16,4 Prozent Schiene und Straße verhindern bis- Leider werden seine Möglich- und externe Kosten als andere 
auf die Binnenschifffahrl NRW her, dass die Binnenschifffahrt in un- keiten derzeit bei weitem nicht Verkehrsträger Außerdem ist sie 
verfügt über ein Wasserstraßen- serem Land die Slärke hat, die sie ausgeschöpft, obwohl es für sicherer. Auch bezüglich der 
netz von rund 720 Kilometern. Für haben könnte. erhebliche Entlastung der Transportmengen ist das Binnen- 
Verladevorgänge stehen in NRW Gerade für Nordrhein-Westfalen mit Straßen sorgen könnte. Über- schiff mit einem Ladevermögen 
rund 115 Häfen. davon 40 öffentli- dem europäischen Haupwasser- dies bietet die Binnenschiff- von 16000 t der Bahn und dem 
che, zur Verfügung. weg Rhein und der damit gegebe- fahrt die Vorteile freier Kapa- Lkw weit überlegen. Au fg~nd  der 
Das HauptmarMsegment im Bin- nen Anbindung an die Seehäfen zitäten, der Zuverlässigkeit geringen Geschwindigkeit hat 
nenschifilransport Ist nach wie vor Amsterdam, Rotterdam und Antwer- und großen Sicherheit. des sich die Binnenschifffahrt auf den 
das Massengut. Allein auf die Gü- pen hat der Gütertransport auf dem geringen Energieverbrauchs, Transport von Massengütern auf 
terbereiche Baustoffe, Mineralöl, Wasser noch erhebliche Potenziale. geringer Emissionen und minleren und langen Distanzen 
Kohle und Eisen entfallen rund 80 Durch die auf dem Rhein tätige der Just-in-time-Fähigkeit, das ausgerichtet 
Prozent aller Binnenschifffahrts- Binnenschifffahrt werden jährlich heißt der zeitnahen Produk- Bisher ist es trOtZ vielfältiger Be- 
transporte. deutlich mehr als eine Million Stan- tion, Lieferung und Weitewer- mühungen nicht gelungen, den 
Die Enquetekommission .Zukunfi dardconlainer transportiert. Diese arbeitung von Produkten. Anteil der Binnenschifffahrt am 
der Mobilität" hat auf die Frage der Transportmenge gilt es weiter zu Um der Binnenschifffahrt ei- Gütertransport wesentlich zu 
Verlagerung von Gütern auf das steigern. Angesichts prognostizier- nen größeren Anteil am Güter- steigern. Schätzungen gehen da- 
Schiff drei Antworten gegeben: ter Zuwächse im Verkehr mit den verkehrsaufkommen zu er- von aus, dass etwa drei Prozent 
1. Beseitigung von Engpässen möglichen, müssen vier Vor- des Straßengüterverkehrs und et- 

SPD: WasserstnBenverkehrskonzept CDU: lnvestitionsstau bei FDP: Konkurrenzfähigkeit CRÜNE: Verkehrsweg ,Wasser" 
muss die Perspektive aufzeigen Wasserwegen endlich beseitigen des Binnenschiffs verbessern mit Schiene und Straße verknüpfen 

bei Wasserwegen. Schleusen und niederländischen und belgischen ausSetZungen erfüllt werden. wa zehn Prozent des Schienen- 
Häfen. Häfen von etwa 50% bis zum Jahre Erstens geht es darum, die güterverkehrs auf die Binnen- 

2, ~~~b~~ der ~ i ~ ~ ~ ~ h ä f ~ ~  zu 2010 ist eine Investitionsoffensive Wettbewerbsfähigkeit der Bin- schifffahrt verlagert werden kann. 
~~~~~~~~~h~~ integrierter T ~ ~ ~ ~ -  des Landes dringend geboten. da- nenschifffahrt zu erhöhen, Zusätzlich könnte durch eine 
portketten, in denen alle verkehrs- mit die Wasserstraflen ihren Anteil wettbewerbsverzerrende Sub- Spezialisierung der Binnenschiff- 
träger am Gesamtverkehrsaufkommen zu- ventionen und Genehmigun- fahrt auf bestimmte Verbrauchs- 
sind. mindest halten, wenn nicht ausbau- gen zu unterbinden und die güter eine weitere Verlagerung 
3. Förderung von Kooperationen 

Konkurrenzfähigkeit des Bin- stattfinden. Insbesondere im 

mit dem straßenverkehr und Die von der Landesregierung be- nenschiffs zu verbessern. 
zentration auf weniga ~ ~ f ~ ~ ~ t ~ ~ d -  tnebene Konzentration auf das Technische Innovationen wie liegen erhebliche Steigerungs- 
orte, die die Kriterien eines 

~uisburger Projekt .~ogport- ist kei- die Optimierung von Infra- potentiale für das Binnenschiff. 

nen Binnenhafens erfüllen. ne ausreichende AnWort. Denn die Struktur, als0 Verbesserungen Um einen höheren Marktanteil zu 
Die SPD-LandtagsfraMion setzt Chancen der Hafeninfrastruktur ent- Von Ladungs-/Entladungs- erreichen. muss aus Sicht von 

sich darüber hinausdafürein lang des Rheins werden dadurch technologien auf den Schiffen BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN das 
die Schifffahrtsabgaben ibge- w r  umureichend genutzt. Außer- und technische Verbesserun- Binnenschiff in die Güte~er-  

dem wird hier wieder einmal mit Sen Von Umschlaganlagen in kehrskonzept-Strategie des Lan- 
schallt werden. um eine Verlage- 

dffenliichen Geldern eine wettbe- Häfen. Telematiksysteme und des eingebunden werden. Das 
rung von Gütern auf das Schiff zu werbsverzerrende subvention orga- technische Verbesserungen Gütetverkehrskonzept des Lan- 
unterstützen. nisiert, statt ein integriertes Hand- im Schiffbau gehören hierzu. des sollte im Sinne einer inte- 
Der Verkehrsträger Schiff ist Teil Iungskonzept zu entwickeln. Die Zweitens bedarf es einer deut- grierten Verkehrsplanung die Ver- 
eines integrierten Gesamtver- CDU lordert daher ein Konzept für lich engeren Kooperation zwi- knüpfung des Verkehrswages 
kehrssystems, bei dem Transport- den ,t,usbau der nordrhein-wesnäli- sehen Binnenschifffahrt und .Wasser" mit Schiene und Straße 
ketten im Ganzen zu betrachten schen Binnenhäfen ZU Knotenpunk- Seeschifffahrt, um damit auch mit hoher Priorität verfolgen. 
und die technologischen Möglich- ten integrierter -rransportketten, in ihren Einfluss in der EU sowie Letztendlich werden das Binnen- 
keiten für ein sinnvolles Zusam- denen alle verkehrsträger unmiltel- in Bund und Land zu stärken, schiff und Bahn von der Verteue- 
menspiel der verschiedenen Ver- bar angebunden sind. Dabei ist auch Ebenso muss umgehend rung des Lkw-Verkehrs durch die 
kehrstrager, die Einrichtung von die landseilige Infratruktur zu ver- Chancengleichheit mit der Einführung der Lkw-Maut profitie- 
Schnittstellen des Verkehrs sowie bessern. ES kommt darauf an, ge- Bahn sichergestellt werden. ren und konkurrenzfähiger wer- 
den Einsatz von eieMronischen meinsam mit dem Bund und in Ab- Und eine stärkere Kooperation den. 
LogistikkonzePten zu optimieren Stimmung mit den Kommunen ein zwischen Bahn und Binnen- Die Binnenschifffahrt selber kann 
sind. Engpassbeseitigungs- und Förder- schifffahrt ist nötig. Sie muss ihre .Logistikketie" optimieren, 
Vor diesem Hintergrund erwarten Programm für Wasserwege. Schleu- zum Ziel haben, bestimmte indem sie für ihre Kunden eine 
wir von der Landesregierung eine sen und Häfen in NRW zu erarbei- Massengutverkehre auf die vollständige Transportketie von 
Wasserstraßemrerkehrsbnzeption ten. Nur mit einer Investitionsoffen- Binnenschifffahrt zu verlagern, .Haus zu Haus' organisiert. Ein 
für NRW, aus der vor allem die Be- sive in die Verkehrsinfrastruktur kön- wie z. B. den Transport von Transport von .Hafen zu Hafen' 
deutung, die Aufgaben und die nen die Rahmenbedingungen für Rohstoffen für die Stahlpro- reicht in Zeiten der Dienstleis- 
Perspektive nordrhein-westfäli- den WirtschaHsslandort NRW nach- duktion von den Seehäfen in tungsgeseitschafi nicht mehr 
scher Häfen ersichtlich sein wird. haltig verbessert werden das Hinterland. aus. 
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Regierungserklärung zur Schul~olitik - O ~ ~ o s i t i o n  fordert Rücktritt 

Ministerin bescheinigt Lehrern großartige Arbeit 
Schulministerin Gabriele Behler hat in einer 
Regierungserklärung zur Schulpolitik .Vor- 
rang für Bildung, Stufenplan 2001-2005" 
am 27. März bekräftigt, die Schulen im 
Lande bewegten sich, und energische Leh- 
rerinnen und Lehrer packten an. Von der 
Opposition wurde dagegen gehalten, die 
Ministerin habe versagt. CDU-Fraktions- 
vorsitzender Jürgen Rüttgers forderte sie 
zum Rücktritt auf. Ein Entschließun~s- 
antrag der CDU wurde bei Enthaltung aer 
FDP von der Koalition abgelehnt. 

Schulministerin Gabriele Behler (SPD) 
stellte fest: „Unsere Schulen leisten großar- 
tige Arbeit. Dafür verdienen sie unsere 
Anerkennung, und dafur brauchen sie un- 
sere Unterstützuna." Viele Eltern erwarte- 
ten, dass ihre ~ inzer  an unseren Schuien 
nicht nur unterrichtet. sondern auch erzo- 
gen und betreut würden. Man stelle sich 
diesen Aufgaben und Erwartungen seit lan- 
gem. .Bei uns gibt es Ganztags- und Be- 
treuungsangebote, von denen Eltern in 
anderen Bundesländern nur träumen kön- 
nen.' Im vergangenen Jahr habe man durch 
Landesinitiative an 666 weiterführenden 
Schulen für rund 21 000 Schüler eine Be- 
treuung am Nachmittag auf den Weg ge- 
bracht. Zur Integration der Zuwanderer sag- 
te Frau Behler, in NRW schafften fast 90 
Prozent aller ausländischen Jugendlichen 
einen Schulabschluss. 51 Prozent erreich- 
ten mehr als den Hauptschulabschluss. Im 
Bundesdurchschnin seien es nur 39 Pro- 
zent, in Bayern sogar nur 20,7 Prozent. In 
Zukunft werde es vor allem darum gehen, 
die Sprachkenntnisse der Zuwandererkin- 
der bereits im Vorschulalter systematisch 
zu fördern. Zum Stufenplan .Verlässliche 
Schule' führte die Ministerin aus, NRW in- 
vestiere Jahr für Jahr 20 Milliarden Mark in 
seine Schulen. Mit dem Stufenplan wolle 
man bis zum Jahr 2005 zusätzlich 2,2 
Milliarden Mark aufbringen. Fördern und 
Fordern bedeute, dass sich unsere Schüler 
in englischer Sprache verständigen können 
müssten, und zwar möglichst früh. Deshalb 
werde es vom Jahr 2003 an Eng- 
lischunterricht ab dem dritten Schuljahr ge- 
ben. In den Jahren 2003 und 2004 richte 
man dafür 1340 zusätzliche Lehrerstellen 
ein. Für alle Jugendlichen, die nicht die 
zehnte Klasse schafiten, wolle man durch 
zusätzliche Kurse Brücken in den Beruf 
bauen. Dafür sehe man 300 zusätzliche 
Lehrerstellen vor. Ferner richte man die Fä- 
cher Praktische Philosophie und Islami- 
sche Unterweisung ein. Dafür stünden 300 
neue Lehrerstellen zur Verfügung. 500 Leh- 
rer würden für die Realschulen zusätzlich 
eingestellt. Wegen der steigenden Schüler- 
zahlen stelle man 3 I60 zusätzliche Stellen 
bereit. Außerdem würden bis 2005 in NRW 
rund 25000 Lehrerstellen frei. Selbstver- 
ständlich würde jede dieser Stellen neu be- 
setzt Nach Behlers Worten sollen jungen 
Lehrern attraktive Bedingungen geboten 
werden. Bereits im August würden alle im 
Gymnasium neu zu besetzenden Stellen 
und fast die Hälfte entsprechender Stellen 
an den Gesamtschulen in der Besoldungs- 
stufe A 13 ausgewiesen. In den Mangelfä- 
chern könnten Lehrer bei Neueinstellungen 
bis zur Höchstaltersgrenze von 45 Jahren 
verbeamtet werden. Das Programm .,Geld 

B#ioung. Garant oer Zukunlt. V I 5 >nei 
Moron (SPD], Jurgen W Moliemann (FDP, sonie Syivra I 

statt Stellen" werde weiterentwickelt. Die 
Ministerin listete die 2,2 Milliarden Mark auf. 
Danach werden für zusätzliche Lehrerstel- 
len 1,983 Milliarden, für Anwarter-Sonder- 
zuschläge 98 Millionen und für Strukturver- 
besserungen in der Lehrerbesoldung 106 
Millionen Mark investiert. 
Auf die einzelne Schule komme es an. hieß 
es weiter. Sie setze auf engagierte   ehr er- 
kollegien, Schulkonferenzen, Eltern- und 
Schülervertretungen. Die Resonanz auf das 
Projekt "Selbstständige Schule" bestätige 
sie in dieser Einschätzung. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU), Fmktionsvor- 
sitzender, hielt der Landesregierung in der 
Bildungspolitik vor, dass sie von der Rolle 
sei. Wer als Bildungsministerin von den Re- 
gierungsfraktionen gezwungen werden 
müsse. endlich mehr Lehrer einzustellen. 
habe als Regierungsmitglied versagt und 
sollte gehen. Rüttgers warf der Ministerin 
vor, dass sie halbherzig reagiere, zu spät 
komme und in all der Hektik und Panik kei- 
ne vernünftige Finanzierung zustande brin- 
ge, dass sie nicht die Kraft zu einem Neu- 
anfang in der Schulpolitik habe. .Und insbe- 
sondere werfe ich Ihnen vor, dass Sie schon 
wieder anfangen, die Lage an unseren 
Schulen schönzureden." 

Edgar Moron (SPD), Fraktionsvorsitzender, 
hielt seinem Vorredner vor, er sei ein totaler 
bildungspolitischer Versager, wenn es um 
die Zukunft unseres Schulsystems gehe. Er 
tue nichts weiter, als in der bffentlichkeit, bei 
den Schulleitern, bei den Lehrerinnen und 
Lehrern, bei den Schülern und Eltern den 
Eindruck zu erwecken, dass die Schule, in 
die in diesem Land 2,6 Millionen Kinder gin- 
gen, eine schlichte Katastrophe sei. .Die 
Wirklichkeit ist ganz anders.' Man sei am 
Beginn tief greifender Veränderungen des 
Schulsystems. Darüber müsse man reden 
und nicht über solche verbalen Ausfälle. 

Jürgen W. Möllemann (FDP), Fraktions- 
vorsitzender, sagte, seine Fraktion verlange 
von dieser Landesregierung Daten und Ta- 
ten. Zur Realität an den Schulen in NRW 
führte Möllemann an, fast jede zehnte 
Schulstunde falle aus, womit NRW vor Thü- 
ringen auf dem zweitletzten Platz im Län- 

'e Behler (SPD) und Dr. Jürgen Rüttgers (CDU), Edgar 
Löhrmann (GRÜNE), alle FraMionsvonitzende. 

Fotos: Schälle 

dervergleich liege. Viel zu große Klassen mit 
oftmals weit über 30 Schülern. Schulkinder 
mussten sich mit schlechten Unterrichtsbe- 
dinaunaen und veralteten Unterrichtsmateri- 
ali& hirumschlagen. An den Schulen klage 
man über wachsende Gewaltbereitschaft. 
Die Lehrerschaft sei überaltert. 

Sylvia Löhrmann (GRUNE), Fraktionsvor- 
sitzende, sagte, Bildung stehe naturgemäß 
und unverzichtbar im Mittelpunkt der Politik 
der GRUNEN. Denn sowohl der einzelne 
Mensch als auch die Gesellschaft insge- 
samt hätten, gerade im Zeitalter des Uber- 
gangs von der Industrie- zur Wissensge- 
sellschaft, nur die eine Möglichkeit, sich in 
dieser neuen Welt zurechtzufinden. Und die 
heiße Bildung. 

Flnanzmlnister Peer Steinbrück (SPD) er- 
klärte, Bildung und Schule seien eines der 
wirklich vorrangigen, wenn nicht das große 
strategische Thema für die Zukunft des 
Landes. .Wir alle kommen zu dem Ergeb- 
nis, dass dieses nicht umsonst zu haben 
ist." Steinbrück bekräftigte, der Finanz- 
minister trete an und versuche, dies min- 
destens zur Hälfte durch konkrete Einspa- 
rungen zu realisieren und zur anderen Hälf- 
te durch die Mobilisierung von Mehrein- 
nahmen. 

Herbert Reul (CDU) störte an Frau Behlers 
Rede, dass sie wieder einmal habe den 
Eindruck erwecken wollen, das sei ein Rie- 
senentwurf. In Wirklichkeit seien die aktu- 
ellen Probleme nicht gelöst worden. 

Brigitte Speth (SPD) fiel auf. dass die Re- 
den von Rüttgers und Reul Kampfreden ge- 
wesen seien. Sie suche bis heute ein politi- 
sches Konzept der CDU. Sie sehe es nicht. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) sagte, man brau- 
che mehr Lehrerinnen und Lehrer für dieje- 
nigen Schulen, die mit besonders vielen 
benachteiligten Schülern arbeiten müssten, 
insbesondere in den Hauptschulen. 

Ministerln Gabriele Behler (SPD) war( der 
CDU Beliebigkeit in der Bildungspolitik vor. 
Man müsse das alles nicht immer ganz 
ernst nehmen. 
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Zweite Lesung des Haushaltsplanentwurfs 2001 - Einzelpläne der Ressorts 

Schwerpunkte bei Bildung, Umwelt und Innere Sicherheit 
Der Landtag debattierte am 21. und 22. 
März über den Haushaltsplanentwurf 2001 
der Landesregierung (Drs. 13/400 mit den 
beiden Ergänzungsvorlagen (Drs. 13/620 
und 750) mit den Beschlussempfehlungen 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
(HFA) zu den Anderungsanträgen der Frak- 
tionen und zum Entwurf des Gemeindefi- 

serungen bei Schulfahrten seien auch die iition würden 76 Millionen Mark mehr aufge- 
Mittel für Schülervertretungen und für Fort- wendet, vorwiegend für die Forschung. Der 
bildung bei neuen Medien wichtig. Diskus- Innovationsfonds werde mit 60 Millionen 
sionsforen über das Projekt ,,NRW-Schule Mark ausgestattet. 
21" könnten stattfinden. Die Mittel für 
Sprachförderung von Migrantenkindern Professor Dr. Friedrich Wilke (FDP) be- 
würden verdoppelt. merkte, beim 2.2 Milliarden-Mark-Pro- 

aramm für die Schulen blieben Wissen- 
nanzierungsgesetzes (GFG, Drs. 131402) schaft und Forschung a s zweites Standbein 
mit dem Bericht des HFA (DIS. 13/61 7) Wissenschaft und Forschung eine Krücke. 100 Millionen Mark aus ande- 

Schulpolitik 

In der Aussprache über die Haushaltsan- 
sätze für den Schulbereich warf die Op- 
position der Koalition vor, nur ihre Projekte 
zu bedienen, während die Koalitions- 
fraktionen ihre höheren Ansätze verteidig- 
ten. 

Dr. Heinz-JOrg Eckhold (CDU), Vorsitzen- 
der des Schu~ausschusses, bekundete. die 
CDU habe den Schu ha~snalt mit der iesten 
Absicht geführt, etwas Positives durchzu- 
setzen. Sie habe den hohen Unterrichtsaus- 
fall beenden und .Geld statt Stellen" in 
2600 Aushilfsstellen umwandeln sowie zu- 
sätzlich 1350 Lehrer einstellen wollen. 
Auch der Stellenpool für die Primarstufe sei 
ein Flop gewesen. Die Anderungsanträge 
der CDU wiesen neue Stellen bis 2005 aus. 
Das rotgrüne Konzept bediene politische 
Projekte, sei unfair und ungerecht für Lehrer 
und Schüler. Damit gingen NRWs Schulen 
weiter baden. Was die Regierung tue, sei 
ohne Perspektive. 

Manfred Degen (SPD) betonte, die SPD 
nehme keine Kürzungen im Schulbereich 
vor, sondern bringe die Ansätze wieder auf 
den alten Stand. Mit 300 zusätzlichen Stel- 
len könnten auch Programme bedient wer- 
den zur Förderung der deutschen Sprache. 

Die Sprecher der Oppositionsfraktionen for- 
derten .berechtigte Autonomieansprüche" 
bei den Hochschulfinanzen ein. Die Koali- 
tionsfraktionen äußerten sich zufrieden mit 
höheren Ansätzen für Innovationen und 
Studierende trotz der Steuermindereinnah- 
men. 

Manfred Kuhmichel (CDU) sagte. die Lan- 
desregierung sehe alt aus angesichts eines 
gigantischen lnvestitionsstaus und eklatan- 
tem Mangel an Ideen. Die real existierende 
Hochschulpolitik stehe unter dem Spardik- 
tat. Der Expertenrat sei ein inszeniertes 
Schauspiel. Die Kraft zur Erneuerung gehe 
den Koalitionären völlig ab. Die notwendige 
technische Ausstattung und ein Sofortpro- 
gramm für das lnformatikstudium würden 
abgelehnt. Der Liegenschaftsbetrieb igno- 
riere die Selbständigkeit der Hochschulen 
und verursache mehr Bürokratie. Der 
Ausschlussbeschluss dagegen werde als 
Betriebsunfall behandelt. 

Dietrich Kessel (SPD) erklärte, der Vorrang 
für Bildung bedeute auch. die NRW- Hoch- 
schulen wieder zu leistungsstärkeren Ak- 
teuren zu machen. Mittel für neue Projekte 
wiesen die hochste Steigerungsrate auf. Der 
Qualitäts~akt sichere feste Ansatze fur fünf 
Jahre. ~ieigesetzte Ressourcen verblieben 
den Hochschulen. Das werde als Privileg 
wahrgenommen. Mit den Anträgen der Koa- 

ren Haushalten seien weniger als ein Zehn- 
tel davon. Lebenslanges Lernen mit redu- 
ziertem Personal könne nicht funktionieren. 
Der Wissenschaftsrat mache unmissver- 
ständlich klar, ohne höhere finanzielle An- 
strengungen falle NRW im internationalen 
Wettbewerb weiter zurück. Die FDP fordere 
drei Milliarden Mark mehr für Schule und 
Wissenschaft anstelle des ,,Personal-Ampu- 
tations-Proaramms". das die Ministerin 
Qualitätsp&t nenne. Sie solle mal einen 
ganz normalen Hörsaal besuchen. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) äußerte sich zu- 
frieden über das Absichern und den Ausbau 
der Maßnahmen mit einer Steigerung von 
zwei Prozent und 8,5 Milliarden Mark. Bei 
nur noch sieben Prozent Hochschulabsol- 
venten aus geringverdienenden Familien 
müsse sich etwas ändern. Bei sinkendem 
BAFÖG werde mehr gearbeitet und verlän- 
gere sich das Studium. Das dürfe nicht so 
weitergehen. Durch zusätzlich eine Milliarde 
Mark würden 8 000 Studierende gefördert. 
Auch Frauenförderung werde vorangetrie- 
ben. Das Netzwerk Frauenforschung in 
NRW genieße einen besonderen Ruf. 

Minlsterin Gabriele Behler (SPD) verwahr- 
te sich gegen Vergleiche der Kosten von 
Schul- und Hochschulsystem und verteidig- 
te die Ubertragbarkeit von Mitteln in Höhe 
von zwei Prozent der Haushaltsreste. Die 
von Wilke verlangten zehn Prozent seien 
mit Risiken verbunden. Im Innovationsfonds 

Mit 2,5 Millionen Mark zusätzlich werde die 
Ganztagsbetreuung vorangetrieben. Stel- 
lenanhebungen nach A 13 unterlägen dem 
Laufbahnwechsel-Verfahren. Dr. Rüttgers 
solle sich vom Vorwurf der Lehrerlüge dis- 
tanzieren. 

Ralf Witzel (FDP) vermisste notwendige 
Seriosität in den Haushaltsberatungen und 
beklagte Verschleierung des Unterrichts- '? 

ausfails und der Mangelvewaltung sowie 
Vorkommnisse wie auf einem türkischen 
Basar. Mit all dem. was jetzt als großer,Wurf 
verkauft werde. schaffe NRW die Wieder- 
herstellung des Bildungsniveaus nicht. Zu = 
einer ehrlichen Debatte gehörten auch die 
vielen unterwertigen Beschäftigungen im 
Bildungsbereich. Die FDP fordere 8000 
Stellen, 310 Millionen Mark für Schulgebäu- 
de und 185 Millionen für mehr Multimedia- 
ausstattung. Wenn Spielwiesen finanziert 
würden, fehle das nötige Geld. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE) bezeichnete 
die 2,2 Milliarden Mark als Ausdruck von 
Priorität für Bildung und äußerte Stolz auf ~ a s t  2000 Unterschriften übergaben der Vorsitzende des Verbandes Bildung und Erziehung NRW. udo Beck- 
das. Was umgesetzt werde. Zusätzliche mann und Marlies Nowah, Mitglied des Landesvorstandes und des Hauptpersonalrates für Lehrerinnen und 
Mittel für Ganztagsbetreuung trügen Zum Lehrer an sonder schule^ dem Landtagspräsidenten Ulrich Schrnidt. der für die vom VBE vorgetragenen Sor- 
Ausbau bei. Auf Qualität werde geachtet gen um die Förderung der lernbehinderten Schulerinnen und Schüler und die starke Belastung der Lehrerin- 
und notfalls nachgesteuert. Neben Verbes- nen undLehrer in den Schulen für Lernbehinderte viel Verständnis zeigte. Foto: Schälte 
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von 60 Millionen Mark mehr als das Dreifa- 
che des Stellenrückbaus finanziert. Auch 
fünf Millionen Mark fur Informatik seien kein 
Kleckerkram. Auch der Wissenschaftshaus- 
halt sei keine Kuh. die auf Erden gemolken 
und im Himmel gefuttert werde. 

teilte Laufbahn komplett eingeführt. Das sei 
ein Armutszeugnis. Weitere Beförderungen 
würden ausgeschlossen. Hoch spezialisier- 
te Experten gegen organisierte Kriminalität 
würden geopfert. Auf das Abwandern müs- 
se man gefasst sein. Die Kritik sei massiv. 
Ungeprüfte Kommissare zogen an Geprüf- 
ten vorbei. Mehr Beamte aus dem Wach- 

Mark mehr gefördert. und zwar für psycho- 
soziale Beratung von traumatisierten 
Flüchtlingen und für Betreuung in den Ab- 
schiebehaftanstalten. 

Gemeindefinanzierung 
Innenministerium 

Die kommunalpolitischen Sprecher der Op- 
position kritisierten die Befrachtung der Ge- 
meindefinanzen mit Kosten für Landesauf- 
gaben. Die Koalitionsfraktionen äußerten 
sich zufrieden mit dem Entwurf. Der 
GRÜNE-Sprecher kundigte eine Neu- 
ordnung der Zuständigkeit für Schulbauten 
an. 

una Wechseldienst wanderten in den Innen- 
dienst ab. Der Minister müsse handeln. Poli- 

h der Aussprache informierte lnnenminister 
Behrens die Abgeordneten Uber eine neue 
Expertenkommission "Zukunft des öffent- 
lichen Dienstes", über ein Bund-Länder-La- 
gebild "Innere Sicherheit" und über küntti- 
ges Leasen von Streifenwagen der Pol~zei 

zeiwachen würden geschlossen oder zu 
Anlaufstelien herabgestuft. 

Monika Düker (GRÜNE) berichtete, beim 
größten Posten des Einzelplans 03, bei der 
Polizei habe sich die Opposition mit Erhö- 
hungsanträgen überboten. Sie solle das Un- 
sicher-Reden beenden. Die Losuna mehr 

Theodor Kruse (CDU) nannte die Krimina- 
litätsstatistik 2000 als Nachweis für uner- 
trägliche Situation bei der inneren Sicher- 
heit. 1,3 Millionen Straftaten sei der Stand 
wie vor sechs Jahren. Die Regierung ver- 
walte nur den hohen Bestand. Gegen vier 
Polizeiführungskräfie aus Bielefeld liefen 
Ermittlungen. Die Aufkiärungsquote liege 
unter 50 Prozent, das hohe Dunkelfeld gar 

~~ ~- 

Personal sei aber zu einfach und nicht rich- 
tig. Laut Statistik habe NRW 7 377 Straftaten 
auf 100 000 Einwohner, die geringste Rate 
seit neun Jahren. Die NRW-Polizei werde ih- 
ren Aufgaben Vorbeugung, Strafverfolgung 
und Opferschutz auf hohem Niveau ge- 
recht. Das Problem von Steigerungsraten 
bei Jugendkriminalität könne nicht durch 
100 Polizisten mehr gelöst werden. Wenn 

Franz-Josef Britz (CDU) fasst als Ergebnis 
von viermonatiger Beratung zusammen, die 
viel kritisierte Befrachtung durch Flücht- 
lingskosten von 60 Prozent der Gesamtaus- 
gaben, durch den Entzug von 310 Millionen 
Mark für den Straßenbau und durch Um- 
schichtung von 100 Millionen Mark für 
Schulgebaude abs der Investitionspau- 
schale bleibe entgegen den Wünschen der 

_. . . . . . . . . .  . .. . . - . - . .. ., --- - ~ n d f e g ~  bel der Aussprache UL .. _ -. , .. -. . .- . ... . . .. . .. _.. . _ _  _,, , ~ n  
Jentsch (SPO), Horsf Enge! (FDP). Monika Ouker (GRDNE), lnnenm~n~sfer Or. Fnrz Behrens (SPO). Fotos: SchJlfe 

nicht mitgezählt. Ziemlich risikolos könnten 
Verbrechen begangen werden. Hohe Zu- 
wachsraten bei Jugendlichen erfüllten mit 
Besorgnis. Die Polizei ziehe sich immer 
mehr aus der Fläche zurück, gestärkt durch 
betriebswirlschaftliche Kalküle und leere 
Kassen. Mehr Aufgaben würden durch Pri- 
vate übernommen. Das Gemeinschaftsgut 
Sicherheit dürfe nicht zur Ware gemacht 
werden, sondern müsse unter staatlicher 
Hoheit bleiben. 

die Hemmschwellen sänken, müsse bei der 
Erziehung angesetzt werden. 

Spitzenverbände und der Kommunalpoliti- 
ker. Den Kommunen werde keine Mark 
mehr gegeben. sondern nur der Verwen- 
dunaszweck aeandert. Zuaunsten der Kom- lnnenminlster Dr. Fritz Behrens (SPD) 

wies auf die Gemeindefinanzen im Einzel 
plan 03 hin, die die kommunale Selbstver- 
waltung fördere. Verwaltungen würden im- 
mer mehr zu Dienstleistungsunternehmen. 
Betriebswirtschaftliches Rechnungswesen 
sei im Interesse des Haushalts. Die Landes- 
regierung habe in,der Vorwoche eine Exper- 
tenkommission .Oifentlicher Dienst der Zu- 
kunft" eingesetzt, die noch in dieser Wahl- 
periode Hinweise auf Erneuerungen geben 
werde. Der Minister zählte weitere Bereiche 

muten habe Eich nichts v&andert. 

Heinz Wirtr (SPD) warf der CDU vor, fruher 
im Bund Aufgaben nach unten verschoben 
zu haben, etwa durch Rechtsanspruch auf 
einen Kindergartenplatz. ohne finanziellen 
Ausgleich. Die Auswirkungen der Steuerre- 
form seien von allen zii tragen. Schlüsselzu- 
weisunaen würden a ~ f  hohem Niveau ae- Jürgen Jentsch (SPD) erläuterte, die 

Flüchtlingsberatung sei aufgeteilt worden, 
um einem berechtigten Anliegen der Wohl- 

halten. b ie  Einschnitte bei ~trukturhilfe6it- 
teln seien nötig. Bei den Oppositionsanträ- 
gen hätten Deckungsvorschläge gefehlt. 
Schulgebäude seien Aufgabe der Kommu- 
nen. Das werde so bleiben. Die Koalition 
stehe zur Umwidmung von 100 Millionen 

3hrtsorganisationen nachzukommen. im 
Ubriaen konne sich NRW mit seinen Refor- 

der Innenpolitik auf, die nicht nur Innere Si- 
cherheit bedeute. Für die weitere Verbesse- 

men-sehen lassen. Das Polizeinetz sei so 
dicht wie noch nie, .ein tolles Ergebnis". Die 
NRW-Polizei sei die modernste in Europa, 
78 Prozent befinde sich im gehobenen 
Dienst. Die bevorstehende zweigeteilte 
Laufbahn sei ein weiterer Meilenstein. Neue 
schusssichere Westen würden zur Verfü- 
gung gestellt. Von 15 sichersten Großstäd- 
ten lägen zwölf in NRW. Die Aufklärungs- 
quote steige ständig. Gegen kriminelle 
Energie in einer digitalen Welt müsse viel 
Geld zur Verfügung gestellt werden. 

rung der Polizeiarbeit werde in die Men- 
schen und in die Technik investiert. Er habe 
sich bei der Innenministerkonlerenz für ein 
Laoebild Innere Sicherheit einaesetzt. bei 

Mari< zu Zweckzuweisungen und lasse pru- 
fen. oD d~rch  Umstelluna der Finanzieruna 

dem der Zahlenfriedhof der Stälistik &rch 
Bewertungen von Politikern und Kriminalis- 
ten aller Ebenen ausgeweitet werde. Damit 
solle mehr Wirklichkeit gezeigt werden. 
Streifenwagen würden künftig geleast. Bis 
zum Jahr 2006 sollten die Behörden mit ei- 
nem völlig neuen digitalen grenzüberschrei- 
tenden Funksystem ausgestattet werden. 

Monika Diiker (GRÜNE) ergänzte, die 
Flüchtlingsarbeit werde mit 1.3 Millionen 

eine angemessene ~ o r m  gefunden werden 
könne, die Bau und Sanierung in die Verant- 
wortung der Kommunen lege. 

Dr. lngo Wolf (FDP) sagte, Rot-Grun lasse 
die Gemeinden auch 2001 wieder im Stich. 
23 Prozent Verbundquote seien zu wenig. 
Die Abgeordneten würden mit immer mehr 
Halbwahrheiten konfrontiert. bei der Steder- 

Horst Engel (FDP) antwortete. erst 20 Jah- 
re nach einem Gutachten werdedie zweige- 

senkung die Ökosteuer und die Abschrei- 
bungsverschlechterung, bei den Renten 
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B Finanzierung von Schulgebau~i~~ 'annre sich. 
zan angedauter, künhig erwas ändern. V./. Franz-Josa 
Ewald 010th (GRÜNE). 

das Ausblenden der Demografie und beim 
GFG die Vorwegabzüge und Befrachtun- 
gen. Zwischen Kommunen und Umlagever- 
bänden werde so Streit geschürt. Das Ver- 
hältnis Finanzausstattung zu Aufgaben sei 
eine politische Zahl. Mit der Mogelpackung 
"rechte Tasche, linke Tasche" bei Schulge- 
bäuden könne keine einzige Schule mehr 
saniert werden. Bei Asylbewerberkosten ge- 
be es seit Jahren einen Systembruch. da 
das Geld nicht der Aufgabe folge. Die FDP 
fordere 700 Millionen Mark mehr für die 
Kommunen. 

Ewald Groth (GRÜNE) sagte, NRW sei ein 
Land mit hohem Kommunalisierungsgrad 
und deshalb großer Verantwortung sowie 90 
Prozent Schlüsselmasse. Minus 5,2 Prozent 
durch die Steuerreform seien besonders 
schlimm, weil noch immer 99 Kommunen im 
Haushaltskonsolidierungsverfahren seien. 
jede vierte Kommune. 16 kreisfreie Städte 
von 23 könnten ihre Haushalte nicht aus- 
gleichen. Der Altfehlbetrag von fünf Milliar- 
den Mark sei in den nächsten Jahren zu 
veranschlagen. Die Kommunalpolitiker hät- 
ten gegen den Widerstand der Förderminis- 
terien die Operation bei den Zweckzuwei- 
sungen gescham. Bei den Freiraumgemein- 
den gebe es zurzeit keine Not. Zum Schul- 
bau saate Groth. die GRUNEN stimmten 
den 106 ~il l ionen nur zu, wenn die Förde- 
rung ab 2002 zugunsten einer jährlichen 
Pauschale nach Schülerzahlen vergeben 
werde. Das Konzept sei in Arbeit. Als Sofort- 
hilfe für Kommunen, die unverschuldet in 
akiueller Not seien, schlug er Zinshllfe vor. 

so wurde in der Aus. . ie über die Kornmunallinan- 
11 Brltz (CDU), Heniz Wiriz (SPD), Dr. lngo Wolf (FDP), 

Fotos: Schälie 

Landwirtschaft, Verbraucherschutz 
und Naturschutz 

Die Krise der grassierenden Viehseuchen 
prägte die Debatte zur Landwirtschafts- 
politik des Landes. Die Landwirlschaftsmi- 
nisterin kündigte ein Verbraucherschutz- 
informationsgesetz an. Beim Naturschutz 
scheint der alte Streit um die Meldungen 
nach der europäischen FFH-Richtlinie bei- 
gelegt. 

lnnenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) 
stellte fest, das Jahr 2001 sei auf absehbare 
Zeit eines der schwierigsten. Manche Kom- 
munen hätten frühzeitig gespart. anderen 
sei das schwerer gefallen. Auch darauf müs- 
se Rücksicht genommen werden. Auf den 
gelungenen Finanzausgleich und den un- 
veränderten Verbundsatz sei er stolz. Im 
GFG 2001 gebe es 88.4 Prozent allgemeine 
Zuweisungen, das sei bundesweit Spitze. 
Das Land strecke sich noch einmal zur De- 
cke. Zum strikten Sparkurs gebe es keine 
Alternative. 

Hans Peter Lindlar (CDU) berichtigte, bei 
der Einführung des Rechtsanspruchs auf 
einen Kindergartenplatz seien die Länder- 
und Kommunalanteile an der Umsatzsteuer 
von 45 auf 50,5 Prozent angehoben worden. 

Eckhard Uhlenberg (CDU) forderte 53 Milli- 
onen Mark für ein BSE-Hilfe-Programm. um 
die Existenz von bedrohten Betrieben und 
Tausenden von Arbeitsplätzen zu sichern, 
die BSE-Schnelltestkosten im Lande zu er- 
statten und für die Beseitigung der Tierkör- 
per. Auch NRW sollte sich an den Kosten 
beteiligen, die das Verbot der Tiermehlver- 
Wertung mit sich bringe. Zur Bekämpfung 
der Maul- und Klauenseuche (MKS) sollte 
die Ringimpfung eingeführt werden, um 
Schlimmeres an Rhein und Ruhr zu verhin- 
dern. Wenn die Landesregierung wie ande- 
re Bundesländer den Betroffenen wirklich 
helfen wolle. dann sollten die drei Anträge 
seiner Fraktion zum Haushalt der Ministerin 
unterstützt werden. 

lrmgard Schmid (SPD) verlange ange- 
sichts der MKS-Gefahren ein Ende der 
zahlreichen Tiertransporte und die Rück- 
kehr zu mehr geschlossenen Systemen. Die 
Situation für die Landwirtschaft sei drama- 
tisch. Daraus sollten endlich die richtigen 
Schlüsse gezogen werden; es werde ein 
Umsteuern in der Landwirtschaft - mit den 
Landwirten, den Verbrauchern. den Arbeit- 
nehmern in der Fleischindustrie und dem 
Einzelhandel. benötigt. Die Verbraucher 
seien besser zu informieren, damit sie be- 
reit seien, Preise für Produkte zu zahlen, die 
den Mühen ihrer Erzeugung angemessen 
seien. Schmid wies darauf hin, dass der Etat 
um vier Prozent steige: .Das wird der Land- 
wirtschaft, den ländlichen Räumen und dem 
Verbraucherschutz dienen." 

Fellx Becker (FDP) warf der Ministerin vor, 
unter ihrer Agide sei die Landwirt- 
schaftspolitik im Lande .von der Kalkulier- 
barkeit staatlichen Handelns durch eine Po- 
litik der ökologischen Konfrontation" abge- 
löst worden. Sie habe die Prinzipien der 
Agenda 21 nicht verstanden, greife zwar As- 

pekte der Brüsseler Landwirtschafispolitik 
auf, reite dann aber „auf dem Rticken der 
Landwirtschaft und auch des Gartenbaus 
eine NRW-Sonderrolle, die den Betroffenen 
schwer zu schaffen macht'. Der Einzelplan 
10 bringe weder den Durchbruch aus der 
BSE-Krise, noch zeige er Ansätze einer 
perspektivischen Agrarpolitik: .Sie haben 
ein paar Trostpflästerchen, mehr nicht" Da- 
rum lehne seine Fraktion den Haushalt ab. 

Johannes Remmel (GRÜNE) stellte fest. in 
Sachen BSE hätten die Landesregierung 
und die sie tragenden Parteien ihre Haus- 
aufgaben gemacht. Er wies auf die laufen- 
den Verhandlungen mit dem Bund Über Hil- 
fen für die Landwirtschaft hin. In ganz Euro- 
pa werde eine grundsätzliche Agraiwende 
gebraucht davon hänge auch das Verirau- 
en der Bevölkerung ab. Im Naturschutz 
seien gegenüber dem Vorjahr 6,4 Millionen 
Mark mehr vorgesehen; zusätzlich gebe es 
zwei Millionen Mark, damit die NRW-Stif- 
tung Projekte des Naturschutzes, der Kul- 
tur- und Heimatpflege nachdrücklich unter- 
stützen könne. 

Landwirtschaitsministerin üärbel Höhn 
(GRÜNE) strich heraus, für die neue Agrar- 
politik der Landesregierung im Rahmen der 
Agenda 2000 habe Brüssel zusätzliche 
Mittel bereitgestellt, darum werde es in die- 
sem Jahr für die Landwirte hierzulande 80 
Millionen Mark mehr geben. Die Ministe- 
rin unterstrich die Bedeutung des Ver- 
braucherschutzes, in diesem Punkt sei man 
allen anderen weit voraus. Man werde mehr 
Rechte für die Verbraucher schaffen und ein 
Verbraucherschutzinformationsgesetz erar- 
beiten, das ihnen das Recht gebe, "Informa- 
tionen über die von uns durchgeführten 
Kontrollen zu bekommen'. In der Forstpoli- 
tik sei es nach hartem Kampf gelungen, kw- 
Vermerke zu streichen, damit auch junge 
Forster wieder einaestellt werden können. 
Inzwischen habe man mitgeteilt bekommen, 
dass die FFH-Meldungen des Landes nicht 
nur vollständig seien, sondern auch ohne 
Abstriche den Aucwahlkriterien der FFH- 
Richtlinie genügten. 

Bei der Debatte um die Umweltschutzpolitik 
im Lande standen die Abfallentsorgung, der 
Gewässerschutz und die verstarnte Aus- 
richtung umweltpoßtischen Handelns vom 
nachsorgenden auf den vorsorgenden Um- 
weltschutz im Zentrum. 

Hans Peter Llndlar (CDU) warf der Umwelt- 
politik des Landes vor, sie verzenele sich 
auf .ideologischen Spielwiesen und in 
Nebensächlichkeiten" und vernachlässige 
zentrale umweltpolitische Felder. Krampf- 
haft werden nach ordnungsrechtlichen Fol- 
terinstrumenten gesucht .statt durch Ko- 
operationsangebote an die Wirtschaft zu ei- 
ner Auflösuna des Innovationsstaus anzure- 
gen und zugleich Fortschritte im Umwelt- 
schutz zu erreichen. die über die gesetzge- 
berischen Vorgaben hinausgehen". In der 
Abfallpolitik werde am Ziel vorbeigeschos- 
sen, andererseits blieben wichtige Positio- 
nen liegen. Wichtigster Punkt für seine Frak- 
tion sei der Antrag, 30 Millionen für die Fi- 
nanzierung der naturnahen Unterhaltung 
der Gewässer zweiter Ordnung einzuset- 
zen, sonst müssten die Kommunen mit 
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Millionenforderungen der Wassewerbände 
rechnen, während die Landesregierung das 
Geld aus der Abwasserabgabe .bunkertu, 
ohne es für konkrete Maßnahmen ein- 
zusetzen. Das müssten die Bürger Über hö- 
here Abgaben bezahlen. 

Dr. Bernhard Kasperek (SPD) qualifizierte 
die im Land betriebene Umweltpolitik aus 
der Sache heraus als völlig richtig. Neue 
Aufgaben zeichneten sich ab, nach den Er- 
folgen im nachsorgenden Umweltschutz 
der letzten Jahre verlagerten sich die Auf- 
gaben zum vorsorgenden Umweltschutz. 
Staatliche Regelwerke würden immer mehr 
durch Umweltkonsens und Selbstverpflich- 
tung ersetzt. Auf der Basis einer ausrei- 
chenden und vernünftigen Entsorgungs- 
struktur könne man sich jetzt neuen techno- 
logischen Verfahren zuwenden, um dafür zu 
sorgen, dass kein unbehandelter Abfall 
mehr auf Deponien gehe. Der Sprecher lob- 
te die Einigung auf eine freiwillige finanziel- 
le Lösung, die man beim Altlasten- und 
Abfallsanierungwerband (AAV) erreicht ha- 
be, als .Meilenstein für den Umweltschutz'. 
Die Mittel bei der Abwasserabgabe seien 
deswegen aufgelaufen. weil es die Kommu- 
nen vor Ort nicht schaiilen, die bewilligten 
Mittel auch abzurufen. 

Holger Ellerblock (FDP) lobte im Umwelt- 
schutz freiwillige Lösungen und die Förde- 
rung Privater an Stelle von Institutionen. 
Was die Sanierung von Altlasten angehe, so 
sei dies eine gesamtgesellschaftliche Auf- 
gabe. Die könne man nicht auf einige Bran- 
chen Überwälzen, die die Ministerin als .vor- 
belastet' einstufe. Vor einer solchen "Krimi- 
nalisierung' warne er: schließlich hätten 
diese Betriebe aufgrund behördlicher Ge- 
nehmigungen oder Bewilligungen gewirt- 
schaftet - und damit ordnungsgemäß. Die 
vom AAV vereinnahmten Lizenzgebühren 
sollten mit künftigen Zahlungen verrechnet 
und nicht einbehalten werden. Was die 
Abwasserbeseitigung im ländlichen Raum 
angehe, so seien hier auch soziale Kom- 
ponenten zu berücksichtigen. 

Johannes Remmel (GRÜNE) betonte bei 
der Sanierung betrieblicher Altlasten die 
Gesamtveranhvortung der Wirtschaft: Be- 
triebsschließungen, bei denen Altlasten zu- 
rückbleiben, habe es in der Vergangenheit 
gegeben und werde es auch in Zukunft ge- 
ben. Angesichts der vielen bestehenden 
Altlasten könne ihre Beseitigung nicht die 
Aufgabe der Allgemeinheit allein sein. Was 
die Beiträge in das verworfene Lizenzmo- 
dell angehe, so würden nur die zurücker- 
stattet auf die es einen Rechtsanspruch ge- 
be. Wo nicht unter Vorbehalt gezahlt worden 
sei. gebe es keine Rückzahlung. 

Umweltrninisterin Bärbel Höhn (GRÜNE) 
betonte die Bedeutung des produktinte- 
grierten Umweltschutzes, der Probleme erst 
aar nicht entstehen lasse. fur deren Reoara- 
iur später teuer zu zahlen sei. Hier werde 
man den kleineren und mittleren Betrieben 
mit einer Effzienzagentur helfen. In der Ab- 
fallpolitik sei das Land mittlerweile auf allen 
Gebieten führend. Im Bereich des Klima- 
schutzes gebe es schon jetzt konkrete Pro- 
jekte, die würden dann in das für das Jahr 
2003 angekündigte Konzept über Ziele des 
Klimaschutzes aufaenommen. In Sachen 
@V sehe sich die Regierung weitgehend in 
Ubereinstimmung mit den Spitzen der Wirt- 

Ulrich Schmidt nun auch „Commendatore" 

Für seine Verdienste um die deutsch-~taiienische Freundschaft ist Landtag: Ir (1.) mit 
dem hohen italienischen .Commendetore"-Orden ausgezeichnet worden. seiner Laudatio begründete Ge- 
neralkonsul Dr. Coloonato Ir.) die Auszeichnuno mit dem oersönlichen Enoeaemant Schmidts als Büraer- 
meister der Stadt ~ e j t e r  undals ~endtagspräsGent. In 1et;terer Funktion habe Ulrich Schmidt ein wichtiges 
Prajeki des Generalkonsulets, nämlich die ~usammenarbeit mit der Region Sizilien, maßgeblich gefördek~i-  
ne gemeinsame Kommission des sizllianischen und des nordrhein-westf6lischen Parlaments solle die politi- 
schen, wirtschafilichen und kulturellen Beziehungen weiter vertiefen. Ulrich Schmidt sieht die hohe Auszeich- 
nung, mit der vor ihm bereits Enzo Ferrari oder Gianni Versace gewürdigt wurden. als persönliche Verpflich- 
tung an, sich auch in der Zukunfi f~Yr dle deutsch-italienischen Beziehungen in Staat und Gesellschafi zu en- 
gagleren. Er verwies ferner darauf. dass in NRW rund 150 000 Italienerinnen und Italiener lebten. italiener hat- 
ten zu den ersten Arbeitern aehöri. die Anfana der 6081-Jahre nach Deutschlend Oekommen seien Etliche 
von ihnen seien hier geblieben, hdrten ihre ~ a i i l i e n  nachgeholt und .bei uns elnaneue Heimat gefunden: 
Heute lebten sie bereits in der zweiten und dritten Generation hier und.gestelien mit uns gemeinsam die Zu- 
kunIt unseres Landes: Foto: Schdlte 

Ute Koczy (GRÜNE) sagte zur Aufnahme den Aufgaben des Landespresse- und In- 
der Eine-Welt-Politik in den Etat, hier zeige formationsamtes sagte der Politiker, die 
man im Lande Kontinuität und die Bereit- CDU schlage vor, die Ansätze in diesem Be- 
schaft zur Weiterentwicklung. Sie nannte reich um 1,5 Millionen Mark zu kürzen. Die- 
das Promotorlnnenprogramm, das Thema se Mittel dienten allein der Selbstdarstel- 
fairer Handel und die Förderung der zivilen 
Konfliktbearbeitung. Die Ministerin entgeg- 
nete, es mache ihr wirklich Spaß zu erleben. 
.wie junge Menschen aus Nordrhein-West- 
falen mit dem Friedensdienst in die Welt 
hinausgehen" und anschließend ihre Erfah- 
rungen ins Land zurückbrächten. 

Ministerpräsident 
und Staatskanzlei 

Bei der Beratung des Einzelplans 02, des 
Haushalts des Ministerpräsidenten und der 
Staatskanzlei wurden drei Themenkom- 
plexe angesprochen: zum ersten Mlnister- 
~räsident und Staatskanzlei selbst. dann die 
Landesplanung sowie ~uropaangelegen- 
heiten, 

Werner Jostmeier (CDU) stellte zunächst 
fest, dass sich der Haushalt des Minister- 
präsidenten personell ganz erheblich auf- 
gebläht habe. zum einen dadurch, dass sich 
der Ministerpräsident immer mehr Kompe- 
tenzen an Land ziehe, wie z. B. die Europa- 
politik. Ferner lägen die Kirchenpolitik und 
die Medienpolitik bei ihm. Auch die Landes- 
planung habe er zur Chefsache erklärt Zu 

.Kar1 Arnold - Nordrhein-Westfalens 
Ministerpräsident 1947 bis 1956' ist 
als Band 13 in der Reihe Schriften des 
Landtags NRW erschienen und kann ab 
sofort kostenlos über das Referat bf- 
fentlichkeitsarbeit bezogen werden. 
PostanschriR Landtag NRW bffentlich- 
keitsarbeit, Postfach 10 11 43. 40002 
Düsseldorf, oder email@landtag.nrw.de. 
Per Fax ist die Bestellung über 02 1 I /  
8 84 30 22 möglich. 

lung des Regierungschefs und der Landes- 
regierung. 

Dorothw Danner (SPD) führte aus, man 
habe sich im Hauotausschuss mit dem Ein- 
zelplan .~inisterpräsldent und Staatskanz- 
lei" ausführlich befasst. Man habe alle Mei- 
nungen eingeholt. Man habe sich vortragen 
lassen. .Wir sind der Meinung. dass dies ein 
runder Haushaltsplan ist" Merkwürdig sei 
allerdings gewesen, dass sich die FDP- 
Fraktion bei mancher Abstimmung im 
Hauptausschuss einfach der Stimme ent- 
halten habe. Es wäre nett gewesen, das nä- 
her zu begründen. 

Fortsetzung folgt 
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..Kar1 Arnold hat NRW zum sozialen Gewissen Deutschlands gemacht" 
in einer Feierstunde hat der Landtag am 21. 
März des 100. Geburtstags von Karl Arnold 
gedacht, des ersten Ministerpräsidenten 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Land- 
tagspräsident Ulrich Schmidt eröffnete die 
musikalisch umrahmte Feier mit zahlreichen 
Ehrengästen im Plenarsaal mit einer Würdi- 
gung des Mannes, der das Land zum .sozi- 
alen Gewissen" der BundesrepubL ge- 
macht und als CDU-Politiker einen dritten 
Weg zwischen Kapitalismus und sozialisti- 
schem Marxismus gesucht hat. Festredner 
der Feierstunde war ein ehemaliger Wegge- 
fährte Karl Arnolds, Dr. Rainer Barzel, lang- 
lähriger nordrhein-westfälischer CDU- 
Bundestagsabgeordneter. 

.Wir erinnern uns an einen Mann der ersten 
Stunde und an einen wichtigen Gründerva- 
ter unserer Republik", sagte einleitend Par- 
lamentspräsident Schmidt. Nur schwer lie- 
ßen sich heute noch die Zeitprobleme nach- 
vollziehen, die Arnolds Amt als erster Minis- 
terpräsident gekennzeichnet hätten; Hun- 
aersn~t. zerbombte städte. ~ l ü c h t l i ~ ~ ~ ~ t ~ &  La"dtagsprasidenf 'Irich Schmi* Fotos: Schälle -- - .~,- .  .. - - .  . - - -  - 
me, Gebietsansprüche von Holland und 
Belgien, Kampf gegen Ruhrstatut und De- 
montagepolitik. Angesichts dieser Aufga- 
ben habe Arnold gesagt: .Ich weiß, dass die 
Bürde eines Amtes erdrückend ist, aber ich 
bin bereit, mich für unser Land zu verzeh- 
ren." Schmidt: .Diese von Arnold selbst ge- 
wählten Worte kennzeichnen besser als alle 
anderen sein persönliches Engagement 
und seine Zielsetzungen." 
Arnold sei ein aus der christlichen Gewerk- 
schaftsbewegung kommender Politiker ge- 
wesen, fuhr der Präsident fort, über alle Par- 
teigrenzen hinweg habe er einen breiten 
und dauerhaften Konsens in wichtigen Fra- 
gen der Wirtschafts- und Sozialpolitik, des 
Staatsaufbaus bis hin zur Schulpolitik ge- 
schaffen. Aus Oberschwaben gebürtig, ha- 
be er sich stets um den Zusammenhalt des 
,,Kunstgebildes Nordrhein-Westfalen" ge- 
kümmert. Seine Politik sei in der christlichen 
Soziallehre verankert gewesen, denn, so 
Karl Arnolds Uberzeugung. nur das Chris- 
tentum könne einer aus den Fugen gerate- 
nen Gesellschaft wieder Substanz und Halt 
geben. 
Aus Anlass des 100. Geburtstags würdige 
der Landtag in seiner Schriftenreihe mit 
dem Band .Kar1 Arnold - Nordrhein-West- 

falens Ministerpräsident 1947 bis 1956" die 
besonderen Leistungen Arnolds. Darin 
schreibe Dr. Detlev Hüwel, Redakteur bei 
der von Karl Arnold mit gegründeten und 
von seinem Sohn fortgeführten Rheinischen 
Post, über die Lebensstationen dieses Spit- 
zenpolitikers. Weitere sieben Autorinnen 
und Autoren befassten sich mit den politi- 
schen Weichenstellungen der Nachkriegs- 
jahre und mit der politischen Grundüber- 
Zeugung Karl Arnolds, schloss Schmidt. 
Nach den Erfahrunaen der Nazizeit Neues ~ ~ - ~ - -  

au f~e i s t  und ~ lauge"  zu gründen, sei ei- 
ne der Arnoidschen Uberzeugungen ge- 
wesen, erklärte Dr. Rainer Barzel in seiner 
Festrede, in der er ein lebhaftes Bild des 
Menschen und Politikers Arnold zeichnete. 
In der Nachkriegszeit habe er, der in der 
Lage war, Sälen und Versammlungen ein 
hoffnungsvolles Gesicht zu geben, wenn 
er sprach, der Generation, .die mit dem 
Groll. missbraucht und sinnlos guter Jahre 
beraubt worden zu sein". heimgekehrt war, 
das Gefühl zu geben, angenommen zu 
sein. Arnold habe sie mit seinem einfüh- 
lenden Verständnis und seiner einladen- 
den Ermunterung heimgeholt und gezeigt. 
dass die deutsche Geschichte mehr um- 

fasst, „als zwölf böse Jahre", betonte Bar- 
zel und fragte, wer 1989 für die jungen 
Menschen aus der DDR diese Sprache, 
dieses Verständnis und Ermunterung ge- 
funden habe. 
Zeitgenossen hätten seine Integrationskraft, 
seine Selbstlosigkeit, seinen gesunden 
Menschenverstand und seine Gabe zuzu- 
hören gerühmt. Verzweifelt sei in der Zeit 
nach dem Krieg manchmal die Stimmung 
der Landespolitiker gewesen, „aber die ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit der Kabi- 
nettsmitglieder mit ihrem Ministerpräsiden- 
ten Karl Arnold erzeugte immer wieder fri- 
schen Mut und neue Energien und damit 
neue Auswege aus der Not" - so der da- 
malige Ernährungsminister Heinrich Lübke. 
Der Redner würdigte Arnolds vielfältige po- 
litischen Leistungen in zahlreichen Berei- 
chen wie Mitbestimmung, Einheitsgewerk- 
schaft, europäische Einigung. So sei es ge- 
lungen, dem Land NRW Struktur zu geben, 
eine Landemerfassung zu schaffen und für 
Frieden in der Schulfrage zu sorgen. Arnold 
habe herausragenden Anteil an Programm 
und Politik der CDU gehabt. Barzel bestritt 
ausdrücklich das Wort, Arnold habe Ade- 
nauer gehasst und Adenauer habe Arnold 

laubt. Gluck auf!" 
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Informationsfreiheit: 

CDU-Entwurf ist 
99 Schritt in die 
richtige Richtung" 
.Der freie Zugang zu Informationen erhöht 
die Bürgernähe und Transparenz einer Ver- 
waltung, die im Dienste der Bürgerinnen 
und Bürger steht." Mit diesen Worten be- 
gründet die CDU-Fraktion den Anlass dafür, 
dass sie einen Gesetzentwurf zur Förde- 
rung der lnformationsfreiheit (IFG) des Lan- 
des Nordrhein-Westfalen (Drs. 13/321) vor- 
gelegt hat. Zu diesem zehn Paragrafen um- 
fassenden Entwurf über den Zugang zu den 
bei dffentlichen Stellen vorhandenen Infor- 
mationen hat der Ausschuss für Innere Ver- 
waltung und Vemaltungsstrukturreform un- 
ter seinem Vorsitzenden Klaus Stallmann 
(CDU) am 15. März eine Anhörung von 
Sachverständigen durchgeführt. 

Die Sachverständigen - Wissenschaftler, 
Datenschützer, mit Datenschutz befasste 
Vereinigungen und die kommunalen Spit- 
zenverbände - begrüßten vorwiegend die 
Absicht, diese Materie in dem großen FIä- 
chenland NRW - nicht zuletzt wegen der 
damit verbundenen Signalwirkung - zu re- 
geln. Bei den Einwänden spielten unter an- 
derem Kostengesichtspunkte eine Rolle 
und die im CDU-Entwurf enthaltene Bestim- 
mung, wonach der Zugang von einem .be- 
rechtigten Interesse" abhängig gemacht 
werden und der Antrag "hinreichend be- 
stimmt" sein soll. 
Dr. Marco Kuhn von den kommunalen Spit- 
zenverbänden wies darauf hin, dass schon 
jetzt, nicht zuletzt auf kommunaler Ebene, 
eine ganze Reihe spezialgesetzlicher Re- 
gelungen den Zugang auf vielen Gebieten 
ermöglichten, da sei die Statuierung eines 
allgemeinen Zugangs nicht erforderlich. Es 
sei zudem nicht gut, dass der „normale Bür- 
ger" mehr Rechte erhalten solle als kommu- 
nale Vertreter. Neben den gesetzessyste- 
matischen Vorbehalten gebe es auch die 
Frage nach dem Mehraufwand für Kosten, 
die der Entwurf in den Verwaltungen nach 
sich ziehe. Kritik gebe es auch an der Reihe 
von unbestimmten Rechtsbegriffen, die der 
Entwurf aufweise. Kurz: Der Gesetzentwurf 
stößt auf erhebliche rechtliche und tatsäch- 
liche Bedenken bei den Kommunen. Man 
sollte davon Abstand nehmen. 
Das Institut für Bürgerrechte und öffentliche 
Sicherheit - Sprecher Dr. Norbert Pütter - 
war ebenfalls gegen den von der CDU-Frak- 
tion vorgeschlagenen Weg bei der Vertie- 
fung der lnformationsfreiheit in NRW. Pütter: 
.Der Gesetzentwurf ist untauglich." Er 
schaffe mehr Konflikte als Zugang und sei 
"verheerend" im Verhältnis Bürger-Verwal- 
tung-Politik. Nicht die Behörde habe über 
den Zugang zu entscheiden. sondern der 
Bürger. Die Zugangsverweigerung sei nur 
als letzte Stufe vorzusehen, vorher müsse 
es andere Maßnahmen wie Schwärzungen. 
Herausnahme oder Auskunft statt Einsicht 
geben. Der Sprecher nannte die vorgese- 
hene Kostenregelung .abschreckends und 
regte an, für einen besseren prozessualen 
Schutz Anrufungsrechte und Einsichtsrech- 
te für den Datenschutzbeauftragten einzu- 
führen. Reinold E. Thiel von Transparency 
International Deutschland verlangte zusätz- 

lich, auch juristische Personen wie Verbän- 
de sollten Einsichtsrechte erhalten. Im Ubri- 
gen forderte er eine Umkehrung des 
.Rechtsverständnisses": Der Bürger habe 
grundsätzlich Zugang zu den Vorgängen 
Verwaltung (prinzipielle Offenheit wie in 
Skandinavien); nur die Ausnahmen davon 
seien zu regeln. Thiel: Sonst gibt es nur eine 
Weiterentwicklung des klassischen Ver- 
waltungsrechts. Bei der Kostenregelung sei 
nur der materielle Aufwand, nicht jedoch die 
Personalkosten in Rechnung zu stellen. 
Als „Schritt in die richtige Richtung" qualifi- 
zierte Professor Dr. Kurt Nuspliger, Staats- 
schreiber (Parlamentsdirektor) des Schwei- 
zer Kantons Bern, den Entwurf der CDU- 
FraMion. Das Öffentlichkeitsprinzip sei auf 
dem Vormarsch, darum werde in der 
Schweiz in Kürze auf Bundesebene ein Ge- 
setz über die Offentlichkeit der Verwaltung 
vorgelegt. Der Anspruch auf Information sei 
im CDU-Entwurf zweckmäßig formuliert, 
allerdings sollte auf die Formulierung ,.be- 
rechtigtes Interesse" verzichtet werden. 
Ebenfalls entbehrlich sei als Ausnahme- 
klausei von der .EffeMivität des Verwal- 
tungshandelns", weil damit ein erheblicher 
Er-rnessensspielraum zur Einschränkung 
des Offentlichkeitsprinzips, das nach den 
Er-fahrungen in der Schweiz keineswegs 
zur Lähmung der Verwaltung führe. einge- 
räumt werde. Nuspliger konnte sich auf Be- 
fragen nicht darauf entsinnen, dass es 
wegen etwaiger in den Akten enthaltenen 
Betriebsgeheimnisse von Firmen zu recht- 
lichen Auseinandersetzungen gekommen 
wäre. 
Professor Dr. Ulrich Battis (Berlin) meinte, 
die .,deutsche Bedenkenträgerei wird den 
internationalen Kulturwandd nicht aufhal- 
ten". FJicnt zuletzt in (ubergeordneten) euro- 
Darechtlichen Reaelunaen. wie etwa bei der 
~rnweltinformati&srichtlin'ie, gebe es den 
Rechtsanspruch auf Einsichtnahme. Auch 
auf der Ebene des Bundes gebe es ein all- 
gemeines Informationsgesetz, das sich der- 
zeit in der Ressortabstimmung befinde, da 
empfehle er .reinzuschauenw. Auch für ihn 
war der vorliegende Geestzentwurf ein 
Schritt in die richtige Richtung, Batlis warn- 
te aber davor. hinter den erreichten interna- 

tionalen Standard zurückzufallen, denn: ,,Wir 
sind in Deutschland hoffnungslos Provinz in 
diesem Bereich." 
Von Seiten der staatlichen Datenschutzbe- 
auftragten kamen Dr. Alexander Dix (Bran- 
denburg), Professor Dr. Hansjürgen Garstka 
(Berlin) und Dr. Helmut Bäumler aus Schles- 
wig-Holstein zu Wort, deren Länder bereits 
über Gesetze zur Informationsfreiheit verfü- 
gen. Dix riet dazu. in Sachen Ausnahmere- 
gelungen/Anwendungsbereich von vorn- 
herein Nägel mit Köpfen zu machen. Bei ne- 
gativen Ergebnissen sei auf eine Kostener- 
stattung zu verzichten. Um die Kompeten- 
Zen in einer Hand zu bündeln, sei die Auf- 
sichts- und Beratungsfunktion in der Hand 
der Datenschützer vorzusehen. Garstka 
führte zu den Erfahrungen mit dem Berliner 
lnformationsfreiheitsgesetz aus, es sei kei- 
neswegs zum befürchteten „Stillstand der 
Verwaltung" gekommen; der Arbeitsanfall 
konnte bewältigt werden. Inzwischen werde 
überlegt, Einsichtsrechte auch im nicht ge- 
setzlich geregelten Verwaltungsbereich zu 
schaffen. Er regte an. die Verwaltungen soll- 
ten ihre Aktenpläne ins lnternet stellen. da- 
mit die Auskunft Suchenden erfahren kön- 
nen, was es an Akten gebe. Konflikte mit 
dem Datenschutz sah er nicht, auch wenn in 
seinem Bundesland sich die Grenze zuguns- 
ten der Informationsfreiheit verschoben ha- 
be. Bäumler nannte eine zusätzliche Bera- 
tungspflicht der Verwaltungen für den Bür- 
ger hilfreich. Die Ausgestaltung des Verfah- 
rens sei zu erweitern: Der Bürger sollte ent- 
scheiden können, ob der Einsicht nehmen 
will, eine Auskunft erhalten möchte oder ei- 
ne Kopie wünscht Die nordrhein-westfäli- 
sche Datenschützerin Bettina Sokol regte 
an, die Verwaltungstätigkeit von Gerichten 
sollte ebenso wie die - bislang ausgenom- 
menen - obersten Landesbehörden dem 
lnformationsanspruch unterliegen. jk 

Das Rund der Expertinnen und Experten (v.r.): 
Beftina Sokol (mit dem Rücken zur Kamera). 
Professor Garstha, Dr. Dix. Protessor Battls, Pro- 
fessor Nuspliger, Dr. Kuhn. Im miiileren rechten 
Bildhinrergrund der FDP-Abgeordnete Kar1 Pe- 
ter Brendel. stellverfrerender Vorsitzender des 
Innenausschusses. Foto: Schälte 
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Einigkeit bei Sachverständiaen zum Volksbegehren und Volksentscheid 

Plebiszitäre Mitwirkung kann Politik vitalisieren 

Meinungen zu der entscheidenden Frage, ob dem Volk mehr Mitwirkung gegeben werden soll: Sachverständige 

Weitgehende Einigkeit unter den Sachver- 
ständigen bestand bei einer Anhörung des 
Hauptausschusses unter der Leitung seines 
Vorsitzenden Edgar Moron (SPD) am 8. 
M ä n z u  den Gesetzentwürfen der Koalition 
zur Anderung der Verfassung für das Land 
Nordrhein- Westfalen in Verbindung mit dem 
Gesetzentwurf zur Anderung des Gesetzes 
über das Verfahren bei Volksbegehren und 
Volksentscheid sowie ,,dem Gesetzentwurf 
der CDU-Fraktion zur Anderung der Verfas- 
sung für das Land Nordrhein- Westfalen und 
des Gesetzes über das Veriahren bei Volks- 
begehren und Volksentscheid (Drs. 131462, 
457, 187). An dem Hearing nahmen auch 
Mitglieder der mit beratenden Ausschüsse 
u.a. des Ausschusses für Innere Verwal- 
tung und Verwaltungsstrukturreform, des 
Rechtsausschusses und des Ausschusses 
für Kommunalpolitik teil. 

Man habe zwei Gesetze zur Änderung der 
Landesverfassung. .Wir werden diese bei- 
den Gesetzentwürfe sehr ausführlich bera- 
ten müssen, denn wir brauchen. um eine 
solche Verfassungsänderung durchzufüh- 
ren, eine Zweidrittelmehrheit", stellte der 
Vorsitzende einleitend fest und bekräftigte: 
.Also brauchen wir einen breiten Konsens 
im Landtag." Es gehe um Volksinitiativen, 
um Volksbegehren und Volksentscheid. Die 
Letzteren habe man in der Landesverfas- 
sung, aber sie seien mit Quoren versehen, 
die dazu geführt hätten. dass es eigentlich 
seit Bestehen des Landes Nordrhein-West- 
falen gar kein richtiges Volksbegehren ge- 
geben habe. .,Ich habe mit großer Aufmerk- 
samkeit Oie Stellunanahmen der Sachver- 
ständigen gelesen. h h  habe erfreulich gro- 
ße Ubereinstimmung gefunden", sagte Mo- 
ron. Es gebe natürlich zwei Gesetzentwürfe 
mit unterschiedlichen Inhalten im Detail. 
Aber im Grundsatz sei in allen enthalten, 

sion schon ein sehr erfreuliches Ergebnis. 
Den Reigen der Sachverständigen eröffnete 
Professor Dr. Joachim Wieland. Rechtswis- 
senschaftler der Universität Bielefeld, mit 
der Feststellung: .lm Grundsatz scheint Ei- 
nigkeit zu bestehen, dass man plebiszitäre 
Elemente verstärken kann in der Verfas- 
sungsordnung des Landes, das man Hür- 
den etwas verringern kann.' Er glaube, 
Nordrhein-Westfalen habe letztlich in soweit 
gleiche Traditionen, die man in ganz 
Deutschland feststellen könne. Es habe sich 
nach den Erfahrungen der Weimarer Repu- 
blik und nach dem Zweiten Weltkrieg in 
Deutschland sehr stark ausgeprägt, plebis- 
zitäre Elemente könnten Gefahren in sich 
bergen, könnten zu Missbrauch führen. .,Ich 
denke, man hat gute Gründe, das schon für 
die Weimarer Zeit eigentlich zu bezweifeln", 
sagte Wieland. Nach seiner Auffassung sei 
es nicht nachweisbar, dass in Weimar gera- 
de plebiszitäre Mitwirkungsmöglichkeiten 
dazu geführt hätten, dass die Weimarer Re- 
publik zu Grunde gegangen sei. Jetzt jeden- 
falls, nachdem man seit 50 Jahren in einer 
gefestigten parlamentarischen Demokratie 
lebe, scheine ihm das Argument nicht sehr 
überzeugend zu sein. Er vertrat die Auf- 
fassung, es sei in der Landesverfassung so 
angelegt, dem Volk mehr Mitwirkungs- 
möglichkeiten einzuräumen und solche Ele- 
mente .,ein Stück weit zu verstärken". 
Professor Dr. Wolfgang Löwer vom Institut 
für Offentliches Recht der Universität Bonn 
begann mit einer .grundsätzlichen Bemer- 
kung" zum Thema, die tragende Bedeutung 
habe. Es sei ein Unterschied zwischen re- 
präsentativen und plebiszitären Entschei- 
den. Das repräsentative Entscheiden sei 
von der Hoffnung geprägt, der Abgeordnete 
entscheide in Bindung an die Verfassung, in 
Bindung an Gesetz und Recht, und er ent- 
scheide mit Blick auf das Ganze. Er solle in- 

im Anhorungsrund. Fotos: Leuschner 

Ergebnis der Gesetze durch das Volk müs- 
se der Verfassung entsprechen. Aber der 
Einzelne sei berechtigt, vollständig seiner 
subjektiven Beliebigkeit bei der Stimm- 
abgabe zu folgen. In der Art des Entschei- 
d e n ~  liege ein substantieller Unterschied. 
Löwer machte unter Hinweis auf die Un- 
terstützung in dieser Frage durch den Bre- 
mischen Staatsgerichtshof und den baye- 
rischen Verfassungsgerichtshof geltend, in- 
soweit werde das plebiszitäre Element das 
repräsentative Entscheidungssystem er- 
gänzen können, es aber nicht substantiell 
verdrängen dürfen. 
Dass es zu einer Aushöhlung des parla- 
mentarischen Systems in irgendeinem der 
Bundesländer gekommen wäre, habe man 
nicht feststellen können, sagte Professor Dr. 
Christoph Degenhart von der Juristen- 
fakultät der Universität Leipzig. Diese Ge- 
fahr sei als eher fernliegend anzusehen. 
Was die gestaltende Rolle der Landespar- 
lamente betreffe, so habe diese gestaltende 
Rolle eigentlich nicht zugenommen, son- 
dern eher abgenommen. .,Es sind sicher 
nicht Entwicklungen der plebiszitären De- 
mokratie, die hierfür die Ursache waren", 
betonte Degenhart. Sondern die Ursachen 
für den Verlust an Gestaltungskompetenz 
der Landesparlamente liege in vielen ande- 
ren Bereichen „und sind Ihnen allen ja be- 
kannt". Zu begrüßen sei, dass nun klarge- 
stellt werde, dass sich Volksbegehren und 
Volksentscheid auch auf die Landesverfas- 
sung beziehen könnten. Zuvor bereits hatte 
der Professor in einem Papier festgehalten, 
oass in keinem der voriiegendenGesetz- 
entwurfe die dort voraeschlaaene Stärkuna 
plebiszitärer ~ l e m e n 6  zu einer ~efährdung 
der demokratischen Grundordnung führe - 
ebensowenig wie diese Grundordnung in 
anderen Bundesländern bisher gefährdet 
gewesen sei. 

mehr Demokratie zu wagen. mehr plebiszi- sofern Vertreter des ganzen Volkes sein und Die vorgesehenen Erleichterungen und die 
täre Elemente in der ~Landesverfassung bei seinen Entscheidungen letztlich seiner Ausweitung der direkdemokrafischen Mit- 
auszubauen. Keiner der Sachverständiaen eiaenen Verantwortuna folaen. Das ~lebis-  wirkunasmöalichkeiten des Volkes in Sach- 
habe sich dagegen ausgesprochen 6nd ziiire Entscheiden feige "diesen Regeln fragen<rho<e nach seiner Einschätzung de 
dies als für die Demokratie gefährdend be- nicht. Zwar sei es richtig, dass auch das Vitalität des politischen Prozesses und be- 
trachtet. Dies sei als Einstieg in die Diskus- Volk an die Verfassung gebunden sei. das deute nicht zwangsläufig eine Schwächung 
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der Repräsentationsorgane. des Parlamen- 
tes, unterstrich Professor Dr. Helmut Siek- 
mann von der Juristischen Fakultät der 
Ruhr-Universität Bochum. Es sei nach sei- 
ner Einschätzung und nach dem, was er an 
ausländischen Erfahrungen kenne, nicht 
notwendigerweise ein Ndlsummenspiel. Im 
Geaenteil. es könne insaesamt den Dolitisch 
administrativen Effekt ;erbessern. 'verstär- 
ken. Diese direktdemokratische Mitwir- 
kungsmöglichkeit sei auch ein Instrument, 
um unm~ttelbar das wahrzunehmen. was 
das Volk beweae und könne Gefuhlen der 
~nzufriedenhei und der Resignation 
entgegenwirken. Außerdem biete es als Er- 
gänzung zu den Repräsentationsorganen 
auch ein Instrument der Balance. Letztlich 
diene es dazu, wenn in einem Land langjäh- 
rig etablierte politische Mehrheiten existier- 
ten, eventuell verkrustete Strukturen auf- 
zulockern. Das gehe, onne die gewahlten 
Re~rasentationsoraane zu beschaoiaen. 
was sonst die ~ e f ä h r  wäre, wenn man aeri 
artige Enlwicklungsmöglichkeiten nicht ka- 

sentative ~leminte-nicht verdrängt weiden - fw -..-- 
dürften. Das sei nach seiner Einschätzung Leitb,. U,. niiiiuruiiy. naupiaurriiiurrvvraDtLucIcIvur Edgar M O , ~ ~ ,  ,arU,, J W G ~ ~ S  im Bild AUSSC~L . 
nicht so zwingend. Durch VerfaSSungSän- WoIfaamFröhlecke. Foto: Leuschner 
derung konne auch oas Gewicht zwiscnen 
den reoräsentativen und den direkt demo- 
kratischen Elementen verschoben werden. 
Bundesverfassungsrechtliche Vorgaben 
stünden nicht entgegen. 

Unmittelbare Demokratie 

Der Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches 
Recht, Staatslehre und Verfassungsge- 
schichte an der Universität Bielefeld, Profes- 
sor Dr. Christoph Gusy, verweist in einer 
Stellungnahme darauf, die Stärkung der un- 
mittelbaren Mifwirkungsrechte der Bürge- 
rinnen und Bürger entspreche seit rund 15 
Jahren einer kontinuierlichen Tendenz im 
deutschen Landes- und Kommunalverfas- 
sungsrecht. Sie habe inzwischen ihren 
Niederschlag in praktisch sämtlichen Län- 
de~erfassungen gefunden. In praktisch kei- 
nem Bundesland werde heute die Wahl als 
ausschließlich zulässige Form der AUS- 
Übung des Volkswillens angesehen, von 
welchem bekanntlich .alle Staatsgewalt 
ausgehts. Diese Grundtendenz stoße in der 
Offentlichkeit sowie in den beteiligten Fach- 
wissenschaften ganz überwiegend auf Zu- 
stimmung. Die ausschließliche Fokussie- 
rung der Staatsgewalt auf die repräsentative 
Demokratie, wie sie insbesondere dem 
Grundgesetz für den Bund entnommen 
werde, bleibe hinter den erreichten Stan- 
dards auch zahlreicher anderer west- 
europäischer Staaten zurück. 
Es sei eine Dolitische Fraae. die der Landtaa 
zu entscheiden habe, ob-und wieweit in die 
Landesverfassung stärker als bisher plebis- 
zitäre Elemente aufgenommen werden soll- 
ten. erklärte Dr. Gertrud WiHe für den Deut- 
schen Städtetan Nordrhein-Westialen, zu- 
gleich auch für den Städte- und Gemeinde- 
bund NRW. Die kommunale Seite sei nur in- 
soweit betroffen. als sie die Initiativen Volks- 
begehren und ~olksentscheid durchzufüh- 
ren habe. Auf die Städte komme. das werde 
offensichtlich sein, ein erhöhter Verwal- 
tungsaufwand und Kosten zu. Zur Grund- 
satzfrage führte Frau Witte aus, es gebe zur- 
zeit quer durch alle Parteien einen starken 
Trend zu Volksinitiativen. Das alte Wort von 

Willy Brandt, mehr Demokratie wagen, wer- müssten. Man habe in der deutschen Ver- 
de zunehmend im Sinne von mehr unmittel- fassungslandschaft, im Landesverfas- 
bare Demokratie wagen, verstanden. Auf sungsrecht, seit 1990 Rechtsinstitute. die 
kommunaler Ebene seien deshalb in allen die Volksinitiative ~osit iv bezeichneten. Vor- 
Ländern die Möglichkeiten zu Bürgerbe- her habe es solche Rechtsinstitute nicht ge- 
gehren und Bürgerentscheiden verbessert, geben. „Aber den Begriff der Volksinitiative 
erweitert worden. Sie erinnerte an einen 
„klugen Beschluss" des Deutschen Städ- 
tetages aus dem Jahr 1995. Da habe es ge- 
heißen, sofern diese plebiszitären Elemente 
das bürgerschaftliche Engagement förder- 
ten, den Rat und die Verwaltung unter er- 
höhten Begründungszwang setzten und 
der Politikverdrossenheit entnenenwirkten, 

gab es schon:' Nachdem die meisten Bun- 
desländer ähnliche Bestimmungen zur 
Volksinitiative kodifiziert hätten, tauche der 
Begriff mit zwei Bedeutungen auf, hält Neu- 
mann in einem Expose fest. Zum einen wer- 
de er für eine so genannte qualifizierte Mas- 
senpetition verwendet. Zum anderen konne 
damit auch ein konkret ausgestaltetes - - 

seien sie zu begrüßen. Gesetzesinitiativrecht des ~ o l k &  gemeint 
Der Landesgeschaftsfdhrer des Vere ns se n. Das gesetzgeberiscne Anliegen der 
Mehr Demokratie in NRW. Rechtsanwalt Pe- vorlieaenden Gesetzentwurfe sei die Reae- 
ter Neumann, betonte 'selbstverständlich iung i n e r  qualifizierten Massenpetition, Wo- 
gebe es Volksgesetze, die auch der verfas- bei eine bestimmte Mindestzahl an Unter- 
sungsrechtlichen Kontrolle unterliegen stützern erforderlich sei. 

1 Datenschützer 
warnen vor I ,,gläsernem Internet" 

I Vor einem "gläsernen Internet" aufgrund der 
schwindenden Anonymität der Nutzer des 
World-Wide-Web haben die Daten- 
schutzbeauitraaten des Bundes und der 
Länder zum ~6schluss ihrer 61. Konferenz 
vom 8. bis 9. März im Düsseldorf gewarnt. 
Landtagsvizepräsident Jan Söffing (FDP, 
links im linken Bild) hatte die Datenschützer 
zu Beginn der Tagung in den Räumen des 
Landtags begrüßt. Unter Vorsitz der NRW- 
Datenschutzbeauitragten Beltina Sokol 
(rechts) wurde unter anderem über den Da- 
tenschutz bei der Bekämpfung von Daten- 
netzkriminalität, die Novellierung des G-10- 
Gesetzes, das lnformationszugangsgesetz 
und die Neufassung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes diskutiert. Weitere Informa- 
tionen unter www.lfd.nrw.de. 

Foto: Leuschner 
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Verkehrsausschuss erhöhte Haushaltsansätze 

Mehr für Schienen, Radwege und StraBen 
Der Verkehrsausschuss wickelte in der von Manfred Hemmer (SPD) geleiteten Sitzung am 
8. März eine umfangreiche Tagesordnung ab, auf der außer den Anträgen der Fraktionen 
zum Haushaltsentwurf 2001 auch die Themen Luftverkehr, Metrorapid, der ÖPNV-Ausbau- 
plan, Vergaberecht, Grundwasserschutz, Gender Mainstreaming in der Framnpolitik und ein 
Antrag zur Grundschulstandortzuweisung standen. 

Mit den Stimmen aller vier Fraktionen nahm 
der Ausschuss die von SPD und GRUNEN 
beantragte Erhöhung der Investitionszu- 
schüsse für nichtbundeseigene Öffentliche 
Eisenbahnen um acht auf 22 Millionen Mark 
an. Zur Begründung hieß es im Antrag, die 
Erhöhung sei notwendig. um die Verlage- 
rung von Güterverkehr auf die Schiene vor- 
anzutreiben. Auch werde privates Kapital 
mobilisiert, mit positiven Auswirkungen auf 
die regionale Wirtschaft und den Arbeits- 

in diesem Jahr abgeschlossen werden. 
Weiter sollen „Service, Beratung und Kom- 
munikation" beim Radverkehr gefördert 
werden. Auch die im Entwurf veranschlag- 
ten Zuweisungen an die Gemeinden für 
Radwegebau und Lärmschutz erhöhte der 
Verkehrsausschuss um fünf auf 24 Millio- 
nen Mark. 
Die Anträge der CDU-Opposition, Aufwen- 
dungen für Veranstaltungen, Mittel für die 
Kommission .,Zukunft der Bahn in NRW" 

markt.G~ÜNE-Sprecher Peter Eichenseher und die Förderung von .Koordinierungs- 
außerte sich zufrieden über zusätziiche Mil- aufgaben im OPNV" (18 Millionen Mark) zu 
lionen für Strecken. aus denen sich die DB streichen. wurden aoaelehnt. SPD-S~recher 
zurückziehe, ~ ~ u - s ~ r e c h e r  Günter Langen 
sagte, das sei ein alter Antrag der CDU. 
Ebenfalls Zustimmung erteilte die,,CDU-Op- 
position einer von SPD und GRUNEN be- 
antragten Erhöhung der Mittel für Erhal- 
tungsinvestitionen an Landesstraßen um 
zehn auf 95 Millionen Mark, während d,je 
FDP dagegenstimmte. Bei den SPD-/GRU- 
NE-Anträgen, den Baransatz für Baumaß- 
nahmen bei Landesstraßen um 25 auf 150 
Millionen Mark und für Radwege an Lan- 
desstraßen um eine auf zehn Millionen 
Mark zu erhöhen, enthielt sich die CDU, die 
FDP stimmte dagegen. Mit der Mehrheit 
von SPD und GRUNEN wurde der Antrag 

Gerhard ' ~ i r t h  erkirte. die Bahnmesse 
.rail#tecU solle auch in diesem Jahr durch- 
geführt werden. CDU-Sprecher Günter Lan- 
gen hielt den Koordinierungsaufwand nicht 
für zwingend notwendig und meinte, die Zu- 
kunft der Bahn sei Sache des Bundes. Auch 
bei den Ausgaben für Sicherheit und Ser- 
vice bei der Bahn wollte die CDU sparen 
und hielt 30 Millionen Mark wie im Vorjahr 
für ausreichend. Wirth (SPD) verwies jedoch 
auf Bedürfnisse der Bevölkerung hin. Chris- 
tof Rasche (FDP) schloss sich der CDU-Po- 
sition an. Mit der Mehrheit von SPD und 
GRUNEN wurde die Erhöhung des Ansat- 
zes befürwortet. 
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Mittel um 35 Millionen Mark zu erhöhen. 
Die FDP legte einen Entschließungsantrag 
„Privatwirtschaftliche Vorfinanzierung des 
Anti-Stau-Programms für Bundesfernstra- 
ßen in NRW" (1,2 Milliarden Mark) vor, in 
dem auf die überlangen Staus auf NRW- 
Autobahnen und weitere Verkehrszuwächse 
hinaewiesen wurde. Mit der Vorfinanzieruna 
solk eine vorzeitige Realisierung dringeni 
notwendiger Maßnahmen ermöglicht wer- 
den. FDP-Sprecher Rasche wies außerdem 
auf volkswirtschaftlichen Nutzen und Kos- 
tenentlastung für Betriebe durch Wegfall 
von Staus sowie auf Beschäftigung für die 
Bauwirtschaft hin. Auch Marianne Tho- 
mann-Stahl (FDP) empfahl, dadurch den 
Verkehrsnutzen schneller herbeizuführen. 
Gerhard Wirth (SPD) sah dagegen verfas- 
sungsrechtliche Probleme. Heinz Hardt 
(CDU) empfahl, diesen Weg auszuloten. Lei- 
tender Ministerialrat Bernd Keiteniß teilte 
mit, die private Vorfinanzierung werde als 
verfassungswidrig angesehen und komme 
nur noch für Mitfinanzierung infrage. Der 
Antrag wurde von CDU und FDP befu,nvor- 
tet, von der Mehrheit von SPD und GRUNEN 
jedoch abgelehnt. 
Anschließend wurde der so geänderte Ent- 
wurf des Einzelplans 08 (Bereich Verkehr) 
mit den Stimmen von SPD und GRUNEN 
angenommen und die Anderungen dem 
Haushaltsausschuss zur Zustimmung emp- 
fohlen. 
Die Beratung des ÖPNV-Ausbausplans ver- 
tagte der Verkehrsausschuss auf eine 
Sondersitzung am 5. April. In der Voria- 
ge 13/486 steilt Verkehrsminister Ernst 
Schwanhold auf Wunsch der kommunalen 
Aufgabenträger 26 Vorhaben der Stufe 2 
vor, und zwar elf zum Ausbau kommunaler 

angenommen. in einem eigenen Antrag Bei kleineren Straßenbaumaßnahmen (b8s Schienennetze und 15 des Nahverkehrs. 
wollte die CDU den Ansatz für Landes- zu f¿nf Millionen Mark Gesamtkostenl nielt Das Investitionsvolumen betraae 1.9 Milliar- 
straßenausbau allerdings auf 180 Millionen 
Mark erhöhen. Beim Radwege-Titel wurde 
die Erhöhung auch damit begründet, die 
landesweit einheitliche Wegweisung solle 

Unterausschuss Metrorapid 
Der Verkehrsausschuss setzte in der von 
Manfred Hemmer (SPD) geleiteten Sitzung 
am 8. März auf Antrag von SPD und GRU- 
NEN einen Unterausschuss Metrorapid ein. 
Der Beschluss erfolgte einstimmig und be- 
darf noch der Zustimmung des Landtags. 
Dem Unterausschuss sollen sieben Mitglie- 
der,J3 SPD. 2 CDU, je eins von FDP und 
GRUNEN) angehören. Zuvor hatte Minister 
Ernst Schwanhold über den großen Erfolg 
seines und des Ministerpräsidenten Treffen 
mit Bahnchef Mehdorn und dem Metrora- 
pid-Hersteller und zur Machbarkeitsstudie 
berichtet, die vom Bundesverkehrsministe- 
rium in Auftrag gegeben worden ist. 

Ais Aufgabe des Unterausschucses form)- 
I erten aie Antraasteiler. der Ausbau aes Of- 
fentlichen ~ersönennahverkehrs haoe in 
NRW hohe Priorität Daher müssten konkre- 
te Maßnahmen zügig entschieden, Regio- 
nal- und Nahverkehr im Ballungsraum 
Rhein-Ruhr massiv beschleunigt werden. In 
den kommenden zwölf Monaten werde die 
Realisierbarkeit der Metrorapidstrecke ge- 
prüft. Bei der Bewertung seien die verkehr- 
lichen Auswirkungen von großer Bedeutung. 
Der Unterausschuss des Verkehrsaus- 
schusses solle die Untersuchungen und 
Planungen der Landesregierung zeitnah be- 
gleiten. 

die CDU wegen erheblichen Bedarfs die Er- den Mark. Bis 2005 müsse jeiioch für drei 
höhung um 26 auf 46 Millionen Mark für not- große Tunnelvorhaben in Köln, Düsseldorf 
wendig, was SPD und GRUNE jedoch ab- und Duisburg nur eine Milliarde zur Verfü- 
lehnten wie auch den FDP-Antraa. diese auna stehen. In drinoenden Fällen könnten. ~ - .  ~ ~~~ ., 

so erklärt der ~inisGr, weitere vorhabenin 
den Ausbauplan aufgenommen werden. 
Nach einer Frage desCDU-~bgeordneten 7.. Dr. Rolf Hahn teilte Leitender Ministerialrat 

Fünf Mill~onen marn menr 
vemnschlagte der Verkehi 'sausschuss. 

Foto: Max Groneri 

Anhörung Luftverkehr 
Die öffentliche Anhörung des Verkehrs- 
ausschusses zur NRW-Luftverkehrs- 
konzeption 2010 findet aufgrund von 
Raumproblemen nicht am 26. April statt, 
sondern am Montag. 11. Juni, 11.00 Uhr, 
Plenarsaal. 

~ - ~-~~ 

~ckhard Busch mit, es werde geprüft, ob 
das Verbot der Doppelförderung (Investi- 
tions- und Betriebskosten) fallen gelassen 
werde. Eine weitere Frage von Gerhard 
Lorth (CDU) beantwortete er dahingehend. 
dass das Problem der Verkehre von DB-Wa- 
gen auf S-Bahn-Gleisen gelöst sei. 
Teil des Ausbauplans sei ferner, fuhr 
Schwanhold fort, die Bahnhofsinitiative, wo- 
zu die Landesregierung mit der DBAG eine 
Rahmenvereinbarung zur Modernisierung 
von mehr als hundert Bahnhöfen abge- 
schlossen habe. „lm Interesse der Fahrgäs- 
te" seien die Bahnhöfe streckenbezogen 
ausgewählt worden. An zehn Strecken soll- 
ten die Bahnhöfe attraktiver werden. Der 
verkehrspolitische Sprecher der GRUNEN. 
Peter Eichenseher, bewertete das "Paket" 
sehr positiv, bezweifelte aber, ob die Bahn 
ihren kleinen Eigenanteil, aufbringen werde. 
Minister Schwanhold sicherte die Finanzie- 
rung zu, berichtete aber auch von sehr 
zögerlichen Verhandlungen mit der Bahn 
und nicht nachvollziehbaren Begründun- 
gen. Ihren Finanzierungsanteil müsse die 
Bahn leisten. SPD-Sprecher Wirth dankte 
für den Plan. Auf eine Frage von Bernhard 
Schemmer (CDU) teilte LMR Busch mit, die 
Zweckverbände hätten zugestimmt, und die 
Vorhaben seien aus den Regionen ange- 
meldet worden. 
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Ex~erten~es~räch im Frauenausschuss 

Schwangerschaftskonfliktberatung 
Unter Leitung der Vorsitzenden Gerda Kieninger (SPD) führte der Ausschuss für Frauen- 
politik zusammen mit dem Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie eine Anhörung zur 
Schwangerschaltskonftiktberatung auf der Grunalage von Antragen der Koalitionslraktio- 
nen rrnd der CDU IDrs. 131666 und/605J durch. Die Srellunananmen orientierten sich an den 
vorgegebenen ~ r a ~ e n  nach der ~ ignung  des Konzeptes ;der Landesregierung zur Sicher- 
stellung der pluralen und wohnortnahen Versorgung, der Bewertung des Grundsatzes, 
Schwangerschahskonflihtberatung a b  Gesamtaulgabe zu betrachten sowie an der Frage, 
welche Anforderungen an eine sexualpädagogische Beratung (Pravention) zu stellen s~nd. 

Der Sprecher der kommunalen Spitzenver- eignet, eine plurale, wohnortnahe Versor- 
bände Schranz betonte, dass der gesetzlich gung sicherzustellen. Hinsichtlich der An- 
voraeaebene Schlüssel für die Beraterinnen forderunaen an sexual~ädaaoaische Bera- 
von-1140000 pro Einwohner im Prinzip für tung (~Gvention) sei' die -a;sgewiesene 
die reine Konfliktberatung ausreiche, jedoch Kompetenz von Beraterinnen und Beratern 
nicht für die Präventionsarbeit. Dia Pluralität Grundvoraussetzung. 
musse regional überpruft werden. Kommu- Der Vertreter des evangelischen Büros, 
nale Gebietskör~erschafien seien vor Ab- Foerster betonte die Notwendiakeit eines 
gabe von ~örderzusa~en des Landes an 
einzelne Träger grundsätzlich zu beteiligen 
und dies nicht nur unter dem Aspekt einer 
kommunalen Ko-Finanzierung. 
Der Grundsatz, Schwangerschaftskonflikt- 
beratung als Gesamtaufgabe zu betrachten, 
sei sinnvoll. Sexualpädagogische Beratung 
(Prävention) sei nur von einem speziellen 
Fachbereich mit eigenem Arbeitsauftrag 
und entsprechender Medienausstattung zu 
leisten. In den kommunalen Haushalten ge- 
be es hierfür nicht die notwendigen Mittel. 
Der Vertreter des katholischen Büros, Dr. 
Vogt, bemängelte, dass die katholischen Be- 
ratungsstellen, die innerhalb des staatlichen 

weiteren Ausbaus der ~eratungcstellen und 
wies gleichzeitig darauf hin, dass evan- 
gelische Träger in der Fläche so genannte 
integrierte Beratungsstellen vorhalten wür- 
den. die neben Ehe-, Lebens-und Familien- 
beratung auch die Schwangerschaftskon- 
fliktberatung geleistet hätten. Bis heute sei 
jedoch die Frage unbeantwortet, ob und in- 
wieweit die Landesregierung ein derart ge- 
staltetes Angebot akzeptiere. Die Kommu- 
nen handhabten ihren Beitrag zur Finanzie- 
rung willkürlich. Daher fordere die evange- 
lische Kirche Regelungen, die eine zuver- 
lässige und sichere Finanzierung durch das 
Land und die Kommunen gewährleisteten. 

Systems beraten, deine Landeszuschusse Die Ausgestaliung der sexualpädagogi- 
erhalten Er olaoierte fur aie Möalichkeit der schen Beratuna sei oisner nicht ausrei- 
Auswahl .zwischen ~eratun~ssiel len unter- chend entwick6t. Lehrerinnen und Lehrer 
schiedlicher weltanschaulicher Ausrich- könnten dies nur in Zusammenarbeit mit 
tung". Er kritisierte, dass auf Kosten,, der fachlich ausgebildeten Multiplikatorinnen 
Krankenversicheruna die beratenden Arzte leisten. Wichtia sei ihm die Fortschreibuna 
mit 50 Prozent ungdie ohne Gewährung der ~ichtl inienfür die sexual pädagogisch^ 
weiterer Landeszuschüsse arbeitenden Arbeit, die nur bis Ende 2001 gelte. 
Ene- und Lebensberatungsstellen mit 25 Der Vertreter des Landesverbandes Pro Fa- 
sowie die in Frauenberatungsstellen mit 10 milia NRW e.V. Wupperlal, Dietmar Berke- 
Prozent auf den Versoraunasschlüssel mann. bewertete das Konze~t der Landes- 
angerechnet werden. Aus ~ S h t  aer katholi- regierung zur ~icherstel lun~ der geforder- 
schen Kirche erfülle das Konzept der ten pluralen und wohnortnahen Versorgung 
Landesregierung derzeit die bundesgesetz- als geeignet. Es werde jedoch nicht 
iichen Vorgaben n,cht. Es sei auch nicht ge- deckungsgleicn m t den Vorstellungen der 

- 

Wegen unterschlediicher interessen keine gemeinsame Stellungnahme der beiden Großhirchen. V. I. Karl- 
Heinz Vogt (Katholisches Büro NRW), Karl-Wolfgang Brandt (Evangelisches Büro). 

Gerda Kieninger (SPO), Vorsitzende des Ausschus- 
ses für Frauenpolitrk. Fotos: Schalte 

Kommunen und Kreise umgesetzt. Fach- 
kräfte ohne Weiterbildung für sozialpädago- 
gische Beratung seien nicht in der Lage, ein 
sexualpädagogisches Konzept umzuset- 
zen. 
Die Vertreterin des Paritätischen Wohlfahrts- 
verbandes, Dörthe van der Voorth. befür- 
wortete die landesweite Ausbauplanung, die 
die vorhandenen Beratungs- und Träger- 
Strukturen aufgegliedert in Versorgungsbe- 
zirke zur Grundlage der Entscheidung der 
Mittelvergabe mache. Wie alle Vorredner 
bewertete sie die Schwangerschaftskon- 
fliktberatung als Gesamtaufgabe zu be- 
trachten, positiv. Zu den Anforderungen der 
sexualpädagogischen Beratung hob auch 
sie die Notwendigkeit entsprechender Prä- 
ventionsstrategien hervor. 
Die Vertreterinnen des Diözesan-Caritas- 
verbandes für das Erzbistum Köln, Christa 
Pesch, vertrat die Auffassung, dass ausge- 
hend von den bundesgesetzlichen Vorga- 
ben der Versorgungsgrad, der von der Lan- 
desregierung im Versorgungsschlussel be- 
rucksicht~at sei nicht dem tatsachlichen Be- 
darf entscreche. Sie kritisierte, dass bera- 
tende Arzte im Versorgungsschlüssel zu 50 
Prozent angerechnet wurden. obwohl sie in 
der Reael ledialicn ~n einem bisher nicht be- 
kannte; umfing Beratung wahrnähmen. 
Bei sexualpädagogischer Beratung gebe es 
die Einzel- und Paarberatung in Fragen zu 
Sexualität, Familienplanung und Empfäng- 
nisverhütung und die schulische und außer- 
schulische sexualpädagogische Arbeit mit 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Sie 
betonte die zur Erfüllung dieser Aufgaben 
zwingende Notwendigkeit von spezifischen 
Fortbildungen und Supewisionen. 

(wird fortgesetzt) 

Personalie 
Franz-Josef Britz (CDU), Landtagsabge- 
ordneter und Vorsitzender der Essener 
CDU-Ratsfraktion, ist vom Herrenmeister 
des Johanniterordens mit dem Ehrenzei- 
chen der Johanniter-Unfall-Hilfe ausge- 
zeichnet worden. Der Politiker Britz ist seit 
sieben Jahren ehrenamtlich in der JUH in 
Essen engagiert. Sein Einsatz für ältere. 
kranke und behinderte Menschen und für 
den Haus-Notruf gehe weit über normales 
Engagement hinaus, begründeten die Jo- 
hanniter die Ehrung. 
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Unterausschuss Personal 

Opposition erfolglos? 
Der Unterausschuss Personal stimmte in 
der von Vorsitzendem Helmut Stahl (CDU, 
Foto) geleiteten Sitzung am 12. März Uber 
personalrelevante Anderungsanträge der 
Fraktionen zum Haushaltsentwurf 2001 ab 
und nahm die teilweise geänderten Ent- 
würfe aller Einzelpläne mit den Stimmen 
von SPD und GRUNEN gegen die Stimmen 
von CDU- und FDP-Opposition an. Alle Frak- 
tionen stimmten einer Anderung irn Heus- 
haltsgesetz zu, wonach, wie die stellvertre- 
tende Vorsitzende Gisela Walsken (SPD) er- 
läuterte, Beamtinnen und Beamten des 
mittleren technischen Dienstes in der Ar- 
beitsschutzverwaltung die Chance zu ei- 
nem Aufstieg in den gehobenen Dienst (Ge- 
werbeoberinspektor/in) ermöglicht werden 
soll. 

Oppositionsanträge für mehr Stellen in eini- 
gen Ressorts fanden keine Mehrheit. CDU 
und FDP wollten 300 bzw. 250 neue Polizei- 
Planstellen. Weiterer FDP-Antrag: 80 .künf- 
tig wegfallende" Stellen für Anwärter im ge- 
hobenen Dienst (Bes.Gr. A 9) als Hilfsbeam- 
te der Gerichtsvollzieher zu nutzen, da 
durch die Zwangsvolistreckungsnovelle (in 
Kraft ab 1999) erhebliche Mehrbe-la- 
stungen zu verkraften seien. Verzögerun- 
gen bei Vollstreckungsaufträgen seien der 
Bevölkerung nicht weiter zuzumuten, mein- 
te die FDP, deren Ausführungen sich die 
CDU anschloss. Im Justizvollzug wollte die 
CDU Verbesserungen für Anstaltsleiter er- 
reichen, die dem Maß ihrer Verantwortung 
entsprächen, und 25 Oberwerkmeisteran- 
wärter und 100 mehr Justizvollzugsoberse- 
kretäranwärter einstellen als geplant. Die 

Frauenpolitik 
Wie allen Ausschüssen lag auch dem Haus- 
haltsausschuss der Antrag von SPD und 
GRUNEN "Gender Mainstreaming gezielt 
und konsequent umsetzen" (Drs. 131713) 
zur Mitberatung vor. In dem Antrag verlen- 
gen die Koalitionsfraktionen unter anderem, 
bei der Umsetzung alle Statistiken und Be- 
richte geschlechterdifferenziert zu führen. 
Auch verpflichtet sich der Landtag, .bei der 
fachlichen Arbeit seiner Ausschüsse ver- 
stärkt auf die potentiellen geschlechtsspe- 
zifischen Auswirkungen seiner Entschei- 
dungen zu achten': 

Nach anfänglichem Zögern gab es eine kur- 
ze Aussprache. Helmut Diegel (CDU) erklär- 
te sich als Vater von vier Töchtern für befan- 
gen. befürwortete aber den Aufstieg von 
Frauen in Führungspositionen, was auch ein 
wichtiges Ergebnis aer Landtags-Enquete- 
kommission Zukunft der Arbeit* aewesen 
sei. Die CDÜ vermisse im Übrigen ange- 
sichts der schwachen Frauenerwerbsquote 
die Umsetzung in NRW. Edith Müller (GRU- 
NE) wies auf eine Unternehmerin aus Bre- 
men hin, die seit 600 Jahren die erste Frau 
in ihrer Branche sei. Angela Freimuth (FDP) 
bedauerte, dass der Antrag auf Frauen ver- 
kürzt sei. obwohl Manner ebenfalls betroflen 
seien. SPD und GRÜNE im Haushaltsaus- 
schuss stimmten dem Antrag bei Enthal- 
tung der CDU und Gegenstimmen der FDP 
zu. 

FDP sah die Sicherheitslage im geschlos- 
senen Vollzua als deutlich verschäm an und 

Zwangspfand zeigt 
mehr Reformbedarf 
Der Ausschuss für Wirtschatt, Mittelstand 
und Technologie befasste sich in der vom 
Vorsitzenden Dr. Helmut Linssen,(CDU) ge- 
leiteten Sitzung am 7. März mit Anderungs- 
antragen zum Haushaltsentwurf 2001 und 
mit FDP-Anträgen zum Zwangspfand für 
Getränkedosen und zu Gewerbefl&chen. 

Mit der Mehrheit von SPD und GRÜNEN 
nahm der Wirtschaftsausschuss zwei Ände- 
runasantraae zum Haushaltsentwurf 2001 
an, Ünd zwar die Aufstockung des Ansatzes 
für berufliche Weiterbildung um 3,2 auf 
sechs Millionen Mark und des Ansatzes für 
neue Berufsfelder für Frauen in Technik und 

lastungen d& Kinder und Jugendfichen aus für Getränkeverpackungen stoppen;f(exibi- 
armen Familien und mit Miarationshinter- I lisieruno der Mehrweoauote forcieren" IDrs. 

wollte fällige kw-vermerke vorläufig bis zum 
31.12.2002 verlängern. 
Beim Einzelplan 05 (SchulelWissenschaft) 
beantragte die CDU erfolglos, für das Lan- 
desinstitut Soest freigestellte Lehrer an den 
Schulen zu lassen. um so den Unterrichts- 
bedarf sicherzustellen. An der Universität 
Köln will die CDU einen neuen Lehrstuhl 
einrichten, um Lehrer für den islamischen 
Religionsunterricht in deutscher Sprache 
auszubilden. CDU und FDP halten .Geld 
statt Stellen" für nicht ausreichend oder un- 
tauglich. Die CDU verlangt die Wiederein- 
führung der Stellenresewe ab dem Schul- 
jahr 200112002. Die FDP kritisiert, „Geld 
statt Stellen führe zu einem ständigen 
Wechsel der Bezugspersonen und sei äu- 
ßerst bürokratisch organisierl FDP und 
CDU wollen die Jubiläumsprämie für Lehrer 
an öffentlichen Schulen für langjährige Tä- 
tigkeit wieder einführen. Den Verstär- 
kungstitel für Personalausgaben im Einzel- 
plan 20 will die FDP von 180 Millionen auf 
2,44 Milliarden Mark erhöhen. um zusätzli- 
che Lehrerstellen, höhere Einstiegsbesol- 
dung und Hochschullehrer zu finanzieren. 
Sie begründet das mit steigenden Klassen- 
frequenzen, sozialen Konflikten, verstärk- 
tem Rückzug vieler Eltern aus der Erzie- 
hungsverantwortung und wachsender Ge- 
wallbereitschaft unter Kindern. SPD und 
GRUNE beschlossen 150 neue Stellen der 
Besoldungsgruppe A 12 an Hauptschulen 
für die pädagogische Bewältigung von Be- 

grund sowie gravierenden Lernschwierig- 
keilen. Hier stimmte die CDU zu, ebenso 
500 neuen Stellen an Realschulen für die 

Handwerk um 288 000 auf 3,2 Millionen 
Mark. CDU- und FDP-Anträge, die Mittel- 
standsförderung zu erhöhen, bei Veranstal- 
tungen, Veröffentlichungen und Medienwir- 
kung dagegen zu kürzen, wurden abge- 
lehnt. Auch ihre Anträge, die kleinen und 
mittleren Unternehmen stärker für Internet- 
Geschäfte zu unterstützen, wurden abge- 
lehnt Die Internet-Fähigkeit mittelständi- 
scher Betriebe sah Wirtschaftsminister 
Ernst Schwanhold zwar als von zentraler 
Bedeutung an, fand aber den von der Lan- 
desregierung eingeschlagenen „Stein- 
bruch" verschiedener Maßnahmen besser. 
Rüdiger Sagel (GRUNE) verwies auf einen 
eigenen Antrag seiner Fraktion. Den FDP- 
Antrag, die Zuschüsse für Steinkohle-Ver- 
stromung auf die Hälfte (500 Millionen 
Mark) zu kürzen, lehnte auch CDU-Spre- 
cher Christian Weisbrich ab. Dr. Linssen er- 
innerte an den Vertrag von 1997. Reiner 
Priggen (GRUNE) erinnerte an FDP-Auße- 
rungen vom Herbst 2000 zur Anschlussre- 
gelung bis 2015 und hielt das jetzige Be- 
gehren für absurd. Dr. Gerhard Papke (FDP) 
bestand darauf, es könne keinen lebensfä- 
higen Steinkohlebergbau in Deutschland 
geben, und jetzt hätten die Bergleute noch 
Beschäftigungschancen. Den FDP-Antrag, 
bei erneuerbaren Energien zu kürzen, hielt 
Priggen für Unsinn. da die Brennstoffzellen- 
Technik aussichtsreich sei und jede Förder- 
mark fünf private Mark mobilisiere. 
Den Antrag seiner Fraktion .Zwangspfand 

Verbesserung der fachspezifischen Unter- 
richtsversorauna. 75 zusatzlichen Stellen 
(Sek I) für b&ozders belastende Aufgaben 
an Gesamtschulen und 75 neuen Stellen für 
Sonderschullehrer. 
Die CDU will ihre Stellenmehrforderungen 
mit Personal-Einsparungen von 1,5 Prozent, 
außer in den Bereichen Schule, Hochschu- 
le, Polizei und Justizvollzug, decken. SPD 
und GRUNE lehnten die Oppositionsanträ- 
ge ab. Nach den vom Vorsitzenden Stahl 
sehr zügig durchgeführten Abstimmungen 
äußerten Unterausschussmitglieder ihren 
Unmut über das gesamte Haushaltsbera- 
tungsverfahren und über die sehr knappe 
Einreichung der Fraktionsanträge. das den 
Abgeordneten keine Befassung mit den 
Antraasinhalten erlaube. Vorsitzender Stahl 
spraci die Hoffnung aus, dass sich in den 
nächsten Haushaltsberatungen die zeit- 
lichen Abläufe im Sinne der Abgeordneten 
verbessern. 

e ~ 8 ~  ~ ~ ~ - - ~ 

13/370jbegründete im mitberatenden Wirt- 
schaftsausschuss Dr. Gerhard Papke (FDP) 
mit höchst fragwürdiger Lenkungswirkung 
des Zwangspfands. Reiner Priggen (GRU- 
NE) meinte dagegen, freiwillige Vereinba- 
rungen hätten nicht gegriffen. Zwischen 
Ökologisch vorteilhaften und nicht vorteil- 
haften Verpackungen müsse unterschieden 
werden Uber das aesamte Duale Svstem 
müsse geredet w&den. Minister ~ckwan- 
hold sah noch erheblichen Klärungsbedarf 
bei dem ökologisch, landschaftschützend 
und betriebswirtschaftlich relevanten Vorha- 
ben. Bernhard Schulte (CDU) sprach sich 
für den FDP-Antrag, also gegen den 
Zwangspfand aus. der sich sogar negativ 
auf die Landschaftsvermüllung auswirken 
könne. Die SPD-IGRUNE-Mehrheit lehnte 
den Antrag gegen die Stimmen von CDU 
und FDP ab. Der (federführende) Umwelt- 
ausschuss stimmte am Nachmittag einer 
Entschließung zum FDP-Antrag zu, in der 
sechs Erwartungen an die Novelle des Bun- 
des zu Verpackungen formuliert sind (Drs. 
13/828). 
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Haushaltsentwurf zur 2. Lesung abgestimmt 
Der Haushalts- und Finanzausschuss führte in der vom Vorsitzenden Volkmar Klein (CDU) 
geleiteten Sitzung am 15. März, die für die Beratung und Abstimmung der Anträge aus den 
~achausschüssefi für die 2. Lesung im Plenum vorgesehen war, einedreistündige General- 
aussorache. Anlass war außer dem Haushaltsentwurf auch das 2.2-Milliarden-Bildunas~ro- .~ ~~ ~ - - , ~  ~ 

sramm bis 2005, das ~chulministerin~abnele ~eh le r ,  ~ihanzminister ~eer~ te inb rück  und 
die Fraktionsvorsitzenden Edgar Moron (SPD) und Sylvia Ldhrmann (GRUNEJ am Anfang 
der Woche der Landespressekonferenz vorgestellt hatten. Zugleich war die Aussprache ein 
.Probelauf" für die Plenardebatte in der folgenden Woche. 

Zunächst ging es in zwei Runden um das die Mehrheit stimmte dem GFG-Entwurf mit 
Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 2001. den beiden von Siekmann erwähnten, im 
Winfried Schittges und Helmut Diegel (CDU) Kommunalausschuss beschlossenen Ande- 
begründeten die Ablehnung mit nicht mehr rungen zu. 
hinnehmbaren Befrachtungen. Von den 100 Es folgte eine Generalaussprache zum 
Millionen Mark Zweckzuweisungen für Haushaltsgesetzentwuri 2001. Helmut Die- 
Schulgebäude erhielten nur die Gemeinden gel (CDU) kritisierte, die Neuverschuldung 
etwas, die ihre .Hausaufgabena nicht ge- falle weit hinter frühere Zielsetzungen zu- 
macht hätten. Die CDU wolle bei 200 Mil- rück, die lnvestitionsquote werde weiter auf 
lionen Mark Schlüsselzuweisungen den unter zehn Prozent gesenkt, und die Perso- 
Gemeinden die Verwendung fG Schul- nalsteuerquote steige uber Oie Grenze auf 
sanierunaen freistellen. Dr. lnao Wolf (FDP) 54 Prozent. Das seien falsche Sianale. We- 
errechneie aus der ~andesaÜfaabe ~iücht: der im Haushaltsentwuri noch inden zwei 
lingsaufnahme. oie die ~ommÜnen trügen, Ergänzungsvorlagen habe die Landesregie- 
und dem Entzug von 31 0 Millionen Mark für rung Handlungsbeoarf bei Lehrerstellen ge- 
den (verstaatlichten) Straßenbau eine Be- 
frachtung von 700 Millionen Mark, sodass 
kein Verbundsatz von 23 Prozent bleibe. Er 
fragte, wo die 2,2 Milliarden Mark für Bildung 
im Haushalt zu finden sein würden. 
Erwin Siekmann (SPD) betonte, trotz der 
Steuerausfälle in Höhe von 4,8 Milliarden 
Mark bleibe der Verbundsatz von 23 Prozent 
erhalten. Die 100 Millionen Mark seien, be- 
richtiate er. nicht für Sanierunaen. sondern 
für ~~hulneubauten bestimmc ~ e i m  Stra- 
ßenbau folge das Geld der Aufgabe. SPD 
und GRUNE beantragten außer den 100 
Millionen Mark für Schulneubau fünf Millio- 
nen Mark für einen,Bahnflächenpool". 
Rüdiger Sagel (GRUNE) schloss sich an und 
teilte mit, die beiden Fraktionen hätten einen 
Prüfauftrag zum Problem der Schulbausa- 
nierung erteilt. Er äußerte sich sehr optimis- 
tisch, dass die 2.2 Milliarden Mark bis 2005 
aufgebracht würden. Edith Müller (GRUNE) 
wies auf den europäischen Zusammenhang 
bei der Schuldenproblematik hin und sagte, 
die größeren Lasten durch die Steuerreform 
trügen die Länder. Helmut Diegel kritisierte 
die GRUNE-Forderung, die Finanzkraft der 
Gemeinden zu 100 Prozent in die Verhand- 
lungen über den Länderfinanzausgleich ein- 
zubeziehen, was NRW besonders belasten 
würde. Nach weiteren Wortmeldungen,!ehn- 
te der Haushaltsausschuss FDP-Ande- 
rungsanträge mit Umschichtungen von drei- 
stelligen MillionenP-'-'--- 7n bloc ab. und 

sehen. Weitere Einsparungen bei Sachmit- 
teln und Förderprogrammen würden jetzt für 
machbar gehalten im Gegensatz zu frühe- 
ren Erklärungen. Die Deckungsvorschläge 
von Finanzminister Steinbrück seien ein 
Ausdruck von Hilflosigkeit und nicht seriös. 
Helmut Stahl (CDU) kritisierte, bei der Perso- 
nalagentur ziehe die Koalition durch 14 Aus- 
nahmeregelungen dem "Tiger" noch den 
letzten Backenzahn. 

Ihni g ~ ~ i , . ~ c r r e  cer .'ersitzende nachtri, ... - 5 .  
Gebunstao: Erwin Siekmann (SPDl. hier vertretunos- 
weise ~ral<tionssprecher beim ~ h m a  ~ o m r n u n ~ l i -  
nanzen. 

Edith Müller (GRÜNE) hielt den CDU-Vor- 
schlag, eine lineare 1,5 Prozent-Kürzung 
beim Personal für absolut unseriös. weil bei 

tion: Helmut Diegel, finanzpoiitischer Sprecher der 
CDU-Fraktion. 

Schulen, Hochschulen, ~inanzvehaltun~, 
Polizei und den Gerichten kejne Stellen ent- 
behrlich seien. Die GRUNEN wollten 
Schluss machen mit der Vorstellung, dass 
Subventionen auf Dauer gewährt würden. 
Auch wenn es bitter werde, freue sie sich 
auf die Haushaltsberatungen 2002. Ernst- 
Martin Walsken (SPD) erläuterte das neue 
Schulprogramm der Koalition und die De- 
ckungen. Das Programm sei ehrgeizig. Die 
Stellenreserve habe die Koalition bewusst 
abgeschafft. weil zugewiesene Lehrer für 
den normalen Unterricht eingesetzt würden. 
Die SPD werde noch vor der Sommerpause 
grundsätzlich über moderne Schulorgani- 
sation beraten, wobei auch die Rolle der 
Kommunen berücksichtigt werde. Die Net- 
tokreditermächtigung habe der Finanzmi- 
nister in der 2. Ergänzungsvorlage bereits 

Bekämpfte .Befrachtungenm der Gemeindefinanzen: 
Dr. lngo Wolf (FDP) neben Fraktionsgeschähsführer 
Winfried Hegemann (1.). 

um 290 Millionen Mark gesenkt. Bei den 
Programmen (rd. 7.6 Mrd. Mark) sollten 2,5 
Prozent und bei den sächlichen Verwal- 
tungsausgaben (4,6 Milliarden Mark) ein 
Prozent, also 122 Millionen Mark im Jahr er- 
wirtschaftet werden. Den Abbau von 9000 
bis 10 000 kw-Stellen ,.werden wir schaffen". 
Der Verbundsatz beim GFG solle in dieser 
Wahlperiode nicht verändert werden. 
Dr. lngo Wolf (FDP) bezeichnete die FDP- 
Gegenfinanzierungsvorschläge als .revolu- 
tionär", weil größerer Umstrukturierungsbe- 
darf erkannt werde. Zu den von der FDP ge- 
forderten Einsparungen bei den Kohlesub- 
ventionen hatte sein Kollege Dr. Stefan Grüll 
bereits geäußert, die Bergleute seien jung 
und gut ausgebildet und hätten alle Chan- 
cen auf dem Arbeitsmarkt. Betriebsbedingte 
Kündigungen gebe es auch in anderen 
Branchen bei schlechter Auftragslage. fügte 
Dr. Wolf hinzu. 
Staatssekretär Dr. Harald Noack errechnete 
100000 Stellen (von 340000 Landesbe- 
diensteten insgesamt) als mögliche Basis 
für "künftig wegfallendu-Vermerke. Beim 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb (BLB) seien 
50 Millionen Mark Rendite pro Jahr zu er- 
warten. die zur Deckung herangezogen wer- 
den könnten. Nach dem Ende der General- 
aussprache, der Ubernahme der Beschlüs- 
se des Unterausschusses Personal (s. Be- 
richt auf Seite 14) und den Abstimmungen 
über Anderungsanträge aus den Fachaub 
schüssen nahm der HFA das (geänderte) 
Haushaltsgesetz mit dem Haushatsplan ge- 
aen die Stimmen von CDU und FDP an. Das 
~aushaltsvolumen des Jahres 2001 beträgt 
danach 96 150 097 900 Mark. 

finanzpolitische Sprecherin und Vizepräsidentin des 
Landtags, neben ihrem Fraktionskollegen Rüdiger 
Sagei. Fotos: Schälte 
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Überraschung in Sachen Bau- und Liegenschaftsbetrieb: Z~wage"dassdurch das neue Hochschul- 
qesetz und das Landesqleichstelluna~ae- 

Ausschuss akzeptiert Kanzler-Papier 
Der Ausschuss für Wissenschaft und For- von Forschunqsvorhaben. künstlerischen 
schung hat unter Leitung des Vorsitzenden ~ntwicklungsvÖrhaben und patentfähigen 
Joachim Schultz-Tornau (FDPj in seiner ab- Forschungsergebnissen um 4.054 M llionen 
schließenden Haushaitsberatuna zum Wis- auf 6.4 Millionen Mark erhöht. Im Rahmen 
senschaftsetat auf Antrag de(-~alitions- der Offensive .Zukunftsorientierte Spitzen- 
f~aktionen der SPD und GRUNEN einige forschung" wurden die Zuschusse zur För- 
Anderungen beschlossen, die überwiegend derung von Forschungs- und Entwicklungs- 
einstimmig (bei Stimmenthaltung der CDU) vorhaben um 4,2 Millionen auf 6,35 Millio- 
angenommen wurden. So wurde etwa die nen Mark angehoben, damit vor allem wei- 
Gradwertenförderung um 2970000 auf tere Spitzenforschungsprojekte in der luK- 
6250000 Mark erhöht, um weiterhin erne (Information und Kommunikation) Technik, 

Setz die Aufgaben der ~leichstellungsbe- 
auftragten erweitert worden seien. 
Die Anträge der CDU-Fraktion scheiteten an 
den Gegenstimmen der SPD und GRUNEN. 
Im Wesentlichen wollte die CDU-Fraktion ein 
Landesprogramm zur Sicherung der Hoch- 
schulinfrastruktur durch Förderung von drin- 
gend notwendigen Bau- und Sanierungs- 
maßnahmen für eine ordnungsgemäße Leh- 
re und Forschung in Höhe von 100 Millionen 
einrichten. Mit 40 Millionen sollte ferner ein 
Landesprogramm zur Modernisierung der 
technischen und apparativen Ausstattung 
(Geräteprogramrn) sowie mit zehn Millionen 

indivrduelle Förderung des wissenschaft- der Biotechnologie und der Umwelt- und Mark ein landeseigenes Sofortprogramm zur 
lichen Nachwuchses wie auch des künstle- Eneraieforschuna ermöalicht werden. Weiterentwickluna des Informatikstudi~ms 
rischen Nachwuchses zu ermöglichen. Die Gchlichen 6rwaltÜngsausgaben beim geschaffen werden. Die FDP-Fraktion kam 

Programm .Studienreforrn 2000 Plus" wur- mit ihren Anderungsant!agen ebenfalls nicht 
Zuvor waren CDU und FDP mit eigenen An- den um 4,5 auf 8,5 Millionen Mark aufge- zum Zuge. Durch eine Anderung der Haus- 
trägen gescheitert, diesen Ansatz um fünf stockt, um dem Schwerpunkt des Pro- haltsvermerke im Rahmen des Versuchs 
Millionen zu erhöhen. Mit dem Ziel, die For- gramms im Hinblick auf das Multimedia- „Hochschule und Finanzautonomie" zuguns- 
schung in innovativen Zukunftsfeldern vor- Landesprograrnm für den Hochschulbe- ten der Verfügung von Ausgaberesten durch 
anzubiingen und vor allem weitere Projekte reich gerecht werden zu können. Die Frau- die Hochschulen~so Ite eine größere Finanz- 
der transferorientierten Forschuno und Ent- enförderuna im allaemeinen Hocnscnulbe- autonomie und e ne hohere Flexibilität in der 
wicklung in Fachhochschulen z; finanzie- reich wurd;! um insgesamt 600 000 Mark Finanzplanung seitens der Hochschulen er- 
ren, wurden die Zuschüsse zur Förderung heraufgesetzt, um der Tatsache Rechnung möglicht werden. Außerdem sollten für ein - - 

So6derprogramm zur Verstärkung für Inves- 
titionen in Forschungsgroßgeräte, Geräte. 
Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände Weiterer Meilenstein zur Integration" und IuK-Technik 250 Millionen Mark bereit- $$ onntallt ward an^ - - . - . . . . . - . - - . . . 

Zum Abschluss seiner Haushaltsberatungen zum Entwurl des E~nzelplans 15 - Ministerium fur Einen weiteren Schwerpunkt der Tagesord- 
Arbeit und Soziales. Ouaiilikation und Technolooie -hat der Ausschuss für Mrarationsanaele- nuna bildete der Antraa von SPD und GRU- 
genheiten unter Leitung der Vorsirzenden ~ r i t t ä ~ l t e n ~ a m ~ - ~ o w i c h i  (SPD) a u f ~ n t r a ~  de; Ko- 
alitionsfraktionen von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN einstimmig beschlossen, die Titel- 
gruppe zur Förderung von Maßnahmen und 1n;tativen gegen Rassismus, Fremdenfeindlrchkeil 
und Drskriminieruno sowie zur friedlichen Konfiiktreaeluno in Stadtteilen mit besonderem Er- 
ne~erun~sbedarf üm insgesamt 829 000 Mark 

Zur Begründung verwiesen die Koaiitions- 
fraktionen darauf, dass im Rahmen des vor- 
genannten Förderprogramms bislang neun 
Modellprojekte gefördert worden seien, die 
Diskriminierungen in den Bereichen Arbeits- 
markt, Wohnen und Stadtteil sowie öffentliche 
Verwaltung und Umgang im Alltag zum The- 
ma haben. Auf der Basis des Evaluationsbe- 
richts des Landeszentrums für Zuwanderung 

sei, dass die Integration der ausländischen 
Mitbürger und der deutschen Spätaussiedler 
eine vorrangige landes- und gesellschaftspo- 
litische Aufgabe sei. 
Der Sprecher der CDU-Fraktion, Willi Zylajew, 
der auch auf einen von seiner Fraktion durch- 
geführten mehrtägigen Fachkongress in die- 
ser Sache verwies, zeigte sich überzeugt, der 
CDU-Antrag füge sich nicht nur in die bisheri- 

soiie ein Konzept entwickelt werden, das die ge Integrationspolitik ein, sondern gebe auch 
Antidiskriminierunasarbeit verstetiat und wei- Anstöße zur O~timieruna. Aus seiner Sicht 
ter qualifiziert. ~ i e - ~ r h ö h u n ~  der Haushalts- 
ansätze soll einer uneingeschränkten Fort- 
führung und einer entsprechenden Weiter- 
entwicklung des Programms dienen. 
Der Antrag der CDU-Fraktion, die Zuschüsse 
an kulturelle oder ähnliche Einrichtungen im 
Rahmen der Durchführung von Aufgaben 
nach Paragraf 96 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes um 34000 Mark zugunsten der 
Projektförderung bei den Vertriebenenver- 
bänden zu erhöhen, wurde von SPD und 
GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktionen 
der CDU und der FDP abgelehnt. 
Außerdem befasste sich der Ausschuss für 
Migrationsangelegenheiten eingehend mit 
dem Antrag der CDU-Fraktion „Einheit in 
Vielfalt - Programm für eine erfolgreiche Po- 
litik der Integration" (Drs. 131416). Für das Mi- 
nisterium für Arbeit und Soziales, Qualifika- 
tion und Technologie stellte Staatssekretär Dr. 
Josef Fischer fest, dass es zur Integration 
keine Alternative gebe. Das Land habe auf 
diesem Gebiet beachtliche Pionierarbeit ge- 
leistet. Der Antrag der CDU sei in vielen 
Punkten konstruktiv und füge sich weitge- 
hend in die bisherige Integrations- und För- 
derpolitik der Landesregierung ein. Uber ein- 
zelne Aspekte des Antrags gebe es noch Be- 
ratungsbedarf. Besonders zu unterstreichen 

sei es möglich,' mit dem-~ntrag gemeinsam 
einen weiteren Meilenstein in der Integra- 
tionspolitik zu setzen. Zum weiteren Verfah- 
ren schlug er vor, die Fraktionen sollten ihre 
Stellungnahmen oder Anderungswünsche 
schriftlich austauschen; danach sollten sich 
die Fraktionssprecherinnen und Sprecher 
über eine gemeinsame Position verständi- 
gen. 
Für die SPD begrüßte deren Sprecherin Vera 
Dedanwala diesen Vorschlag und unterstrich 
den Wunsch, ein gemeinsames Ergebnis zu 
erreichen. Dr. Ute Dreckrnann lFDPI wertete 
als Sprecherin ihrer Fraktion den ~ n t r a ~  als 
unterstützungswürdig. Zu klären sei aller- 
dings die Frage der angesprochenen D~UCK- 
mittel bei Zuwanoerern. die keine Sozialnilfe- 
leistungen beziehen. A U C ~  der GRÜNE-Spre- 
cher Jamal Karsli zeigte sich erfreut. Er ver- 
misse irn Antrag die Berücksichtigung auch 
von Asylbewerbern und Flüchtlingen. Vorsit- 
zende Britta Altenkamp-Nowicki (SPD). die 
auf ein erfolgreiches Modellprojekt in Essen 
zu arbeitsweltbezogenen Sprachkursen auf- 
merksam machte, vertrat die Ansicht, der 
Blick müsse nicht nur auf Migranten, die be- 
reits hier sind, sondern auch auf solche, die 
noch kommen werden und wollen, gerichtet 
sein. 

NEN .,Unsere ~ochschulen fit machen für 
das 21. Jahrhundert: Autonomie stärken, 
Profilbildung fördern, Qualität verbessern" 
(Drs. 13/715). Auf die Frage von Manfred 
Kuhmichel, Sprecher der CDU-Fraktion, wie 
der weitere Fahrplan der Landesregierung 
zur Umsetzung der Empfehlungen des Ex- 
perienrats aussehe, erwiderte die Wissen- 
schafisministerin Gabriele Behler ISPD), in 
den nächsten Wochen würden ~ & s ~ e k t i v -  
gespräche mit den Hochschulen durchge- 
führt. Sie beabsichtige, den Ausschuss über 
die Schritte umfassend zu informieren. 
Voraussichtlich trete die entsprechende 
Rechtsverordnung am 1. Juni 2001 in Kraft. 
Eine förmliche Beteiligung des Ausschus- 
ses sei dazu im Ubrigen nach dem neuen 
Hochschulrecht nicht vorgesehen. Mit der 
Umsetzung in den Hochschulen sei zu Be- 
ginn des Wintersemesters 2001/02 zu 
rechnen. Auf Vorschlag des Vorsitzenden 
Schultz-Tornau (FDP) werden sich die Ob- 
leute der Fraktionen über die weitere Vorge- 
hensweise des Ausschusses lm Hinblick 
auf die Begleitung der Umsetzung der Ex- 
pertenrat-Empfehlungen verständigen. 
Zu einem unerwarteten Ergebnis kam es. 
als der WissenschaRsausschuss über erste 
Erfahrungen mit dem Bau- und Liegen- 
schaftsbetrieb NRW (BLB) im Hoch- 
schulbereich beriet: Nach ausführlicher Dis- 
kussion beschloss der Ausschuss mit knap- 
per Mehrheit, sich dem Positionspapier der 
Kanzler der Universitäten NRW anzuschlie- 
ßen. Dieser Beschluss kam mit neun Stim- 
men von CDU und FDP gegen die zum Zeit- 
punkt der Abstimmung abgegebenen acht 
Stimmen von SPD und GRUNEN zustande. 
Hintergrund war die von den Hochschulen 
erhobene Kritik, dass der BLB die Selbstän- 
digkeit der Universitäten ignoriere und die ' 
vom Landtag am 6. Dezember 2000 in 
Verbindung mit dem Gesetz zur Errichtung 
des BLB auf Antrag der Koalitionsfraktionen 
beschlossene Entschließung (Drs. 131503) 
außer Acht lasse. 
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Abgeordnete informieren sich über Möglichkeiten der medizinischen Telematik 
Vor Jahrtausenden verhinderte die biblische Sprachverwirrung den Bau des Turms von Ba- 
bylon. Heute, im Zeitalter der globalen elektronischen Datenverarbeitung, scheint die 
Menschheit noch nicht viel weiter fortgeschritten zu sein; etwa im Gesundheitswesen steht 
sie vor einem ähnlichen Problem. In diesem Bererch werden Daten von den verschiedensten 
Stellen erhoben und gespeichert. Das geschreht ofi in den unterschiedlichsten Program- 
miersorachen. mit e~aener Sonware und soezieller Hardware. Der Ellekt: Weiteroabe und 
~ustausch wichtigerÄngaben, zum Beispiel über den gesundheitlichen Status ehes Men- 
schen - zum Wohl des Patienten und unter Beachtung seiner informationellen Selbst- 
bestimmung -, sind allzu oft nicht mögllch. Das hat unnötige medizinische Dop- 
peluntersuchungen zur Folge, die den Patienten belasten, rasche Behandlungen verzögern 
können und außerdem die Kosten im Gesundheitswesen in die Höhe treiben. 

Damit könnte bald Schluss sein, wenn die Weil der Gesundheitsstandort NRW auch 
Arbeit von derzeit acht - weitere Neu- ein Wirtschaftsstandort ist, will das ZTG 
einstellungen sind in diesem Jahr geplant - (www.ztg-nrw.de) ebenfalls zu dessen 
Informatikern und Wissenschaftlern in Kre- Weiterentwicklung beitragen. Das geschieht 
feld-Fichtenhain von Erfolg gekrönt ist. Dort zum einen durch die erste web-basierte 
im ZTG, dem Zentrum für Telematik (Tele- interaktive Wissens- und Projektdatenbank 
matik ist ein Kunstwort aus Telekommunika- für medizinische Telematik-Proiekte in 
tion und Informatik) im Gesundhe iswesen Nordrhe n-Westfalen. dazu ist der TELE- 
GmbH. arbeiten sie mcteiner Anscn~bfinan- MED-Atlas hRW im Aufbau. Er giot Antwort 
zierung des Lanoes und unterstutzt von auf die Frage: ,,Wer macht was in  we.chem 
zahlreichen Partnern aJs Gesundheitswe- Bereich?" und hilft m t dieser Transoarenz. 
Sen und Wirtschaft in Form einer .Public- unnötiqe Doppelentwickiun~en zu vermeil 
Private-Partnership" an der Schnittstelle den und durch lnformation~austausch Ent- 
von Gesundheitswesen. Wirtschait. Wissen- wick.ungen zu beschleunigen. Jber 20 Pro- 
schafi. Gese lschafi und Politik. Eines der ieMe sind schon daraestellt uno im lnternet 
wichtigen Ziele des erst vor wenigen Mona- präsent (www.telemgd-atlas.de). Eine Aus- 
ten gegründeten „zentralen Kompetenz- dehnung auf das Bundesgebiet ist, ausge- 
zentrums" ist dabei, eine Standardisie- löst durch Anfragen aus anderen Bundes- 
rungsplattform zu schaffen, die angesichts ländern, die das große Interesse an diesem 
von derzeit vorhandenen 200 bundesweiten Branchenserver dokumentieren, in der Pla- 
Netzen Insellösungen ver-meidet und das nung. 
Vorhandene ZJ einem tragfähigen Gesamt- In Kürze fallt im Gesundheitsministerium 
konzeot einer oatientenorientierten Jnd in- des Landes auf Emofehluna des ZTG-Bei- 
tegrieden ~esundhei tsversor~un~ zu- 
sammenführt. 
Als Stichworte nannte beim Besuch des 
Ausschusses für Arbeit. Gesundheit, Sozia- 
les und Angelegenheiten der Flüchtlinge 
und Vertriebenen unter dem Vorsitz von Bo- 
do Champignon (SPD) Mitte des Monats 
ZTG-Geschäftsführer Dr. Armin Sternitzke 
in diesem Zusammenhang das "elehroni- 
sche Rezept", die ,.virtuelle Patientenakte" 
und den „elektronischen Arztausweis'. Mit 
diesen und anderen Projekten des Zen- 
trums komme man den Zielen näher, die mit 
innovativer Technologie zu erreichen seien: 
Qualitätssicherung und -Steigerung, einer 

rat5 die ~ntscheidung im ~ G i o n e n - ~ e t t b e -  
werb. der im Dezember vergangenen Jah- 
res ausgelobt worden ist. Hier beraten die 
Krefelder Telematiker Musterregionen des 
Landes, in denen der Prozess der Einfüh- 
rung neuer Informations- und Kommunika- 
tionstechnologien im Gesundheitswesen 
besonders weit fortgeschritten ist. Diese 
Musterregionen werden durch die ZTG in- 
tensiv betreut und bei ihrer Weiterentwick- 

effektiveren medizinischen Ve?sorgung. effi- - 
zienteren Versorgungs- und Vewaltungs- 
abläufen sowie mehr Bürgernähe und Kom- 
petenz der Patienten durch Information und 
Transparenz. 
Die Kompetenz der Patientinnen und Pa- 
tienten verbessern möchte das Bürger- und 
Patienteninformationssystem "Gesundheit 
NRW. Es ist mit den Mitgliedern der Lan- 
desgesundheitskonferenz abgesprochen 
und wird von Dr. Thomas Baehring von der 
Arbeitsgemeinschafi Medizinische Lern- 
und lnformationssysteme an der Heinrich- 
Heine-Universität Düsseldorf aufgebaut. 
Das lnformationsangebot mit eigenem 
Internet-Portal (künftig: www.gesundheit- 
nw.de) soll den Bürgerinnen und Bürgern 
bei der Suche nach einem Arzt, Kranken- 
haus oder einer Selbsthilfeorganisation hel- 
fen, die für lnformation und Behandlung ei- 
nes bestimmten Krankheitsbilds über nach- 
prüfbare Erfahrungen verfügen. Die beiden 
ersten ins Auge gefassten Themenbereiche 
sind "Diabetes mellitus" und „Krebs- 
prävention". Der Fluss der Nachrichten soll 
dabei nicht nur in einer Richtung verlaufen, 
es ist ein Dialog mit den Bürgern und Pa- 
tienten angestrebt. 

lung unterstützt. Das geschieht in der Er- 
wartung, dass die Ergebnisse auch auf an- 
dere Regionen zu übertragen sind und so 
zu einer besseren Vernetzung und Koope- 
ration in der Region beitragen und zu Impul- 
sen dar~ber hinaus beitraaen konnen. 
Was hat einmal der normale Mensch von 
dieser bundesweit einmaligen Einrichtung? 
Ausschussvorsitzender Bodo Champignon. 
selbst Mitglied im ZTG-Aufsichtsrat, machte 
das an einem Beispiel deutlich: Ein Autofah- 
rer aus NRW verunglückt schwer auf einer 
bayerischen Autobahn. Er wird notärztlich 
versorgt, und während der Hubschrauber 
das nächste Krankenhaus ansteuert, vertie- 
fen sich dort die,,zur weiteren Versorgung 
bereitstehenden Arzte schon in die Daten, 
die ihnen die persönliche Patientenakte auf 
elektronischem Wege liefert. So sind die Me- 
diziner an der lsar in der Lage, aufgrund der 
an Rhein und Ruhr beim niedergelassenen 
Arzt oder im Krankenhaus erhobenen ~ n d  
dokumentierten Bef~nde die Krankheitsvor- 
geschichte und mögliche individuelle Risi- 
ken bei ihrem ankommenden Patienten zu 
erkennen und unverzüglich lebensrettende 
Hilfe zu leisten. J. K. 

MRVG-Anhörung 
Die ursprünglich für Anfang April vorgese- 
hene Anhörung des Gesundheitsausschus- 
ses zum Maßregelvollzugsgesetz (MRVG) 
ist auf Dienstag, den 24. April. verschoben 
worden. Die Anhörung beginnt um 14 Uhr 
im Plenarsaal des Landtags. Gegenstand ist 
der Gesetzentwurf der CDU-Fraktion zur 
Anderung des Maßregelvollzugsgecetzes 
(Drs. 131608). Eingeladen sind unter ande- 
rem Vertreter der Bürgerinitiativen und der 
kommunalen Spitzen bestehender und 
neuer Standortgemeinden von Einrichtun- 
gen des MRV. 
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Ein attraktiver Sfandon tür eine einmalige Einrichtunc Das modern hergerichreie Haus eines ehemaligen Ju- 
genohenms. in dem die ZTG erbeller. Das Zentrum harre k0rzacn lnfor&arionsbesuch vom ~esundh~itsaus. 
schuss. H,er auf dem B~ld (V.  lJ. Dr. Jena Pavlik (FDPr, Rudoll Henke ICDUJ. SraatssekretBnn Corneba Prüter- 
Storchs vom ~esundheit~mi~isterium, ~ussch~ssv~rsitzender Bodb ch&ignon (SPD), Ursuia Monheim 
(CDU) und ZTG-Geschaltsfiihrer Dr. Armin Sternitzke. 
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Qualitätsoffensive wird 
konsequent durchgeführt 
Bei der Bildungstagung der Schulleitungsvereinigung 
NRW 9.V. hat SPD-Fraktionsvorsilzender Edgar Moron 
bekräftigt dass die in Nordrhein-Wesiiaien eingeieite- 
te bildunasDolitische Qualitätsaflensiva umfassend 
und konsiouent fortOefuhrt werde Dabsi aehe es 
nicht nur u i  zushtzli&e Lenrerinnen und   ehr er zur 
Sicherung des Unterr chls Zeitgleich werde der Land- 
lag die Vorabssetz.ngen f.r mehr Selbslandigkeit der 
Schulen und für eine Reform der Lehrerausbildung 
schaffen. 
Es gehe darum, die Qualität unserer Schulen auf neue 
Anforderungen und das hohe Tempo von Veränderun- 
gen einzustellen. Dazu diene die Stärkung der 

Eigenverantwortung bei Gebäude- 
management für NRW-Hochschulen 
Der Wissenschaftsausschuss des nordrhein-west- 
fälischen Landtags hat auf Antrag der CDU die vor- 
behaltlose Unterstutzung der nordrhein-wesiiäli- 
schen Hochschulen in ihrer Auseinandersetzung 
mit dem neuen Bau- und Liegenschaiisbetrieb des 
Landes Nordrhein-Westfalen beschlossen. .Die 
Hochschulen des Landes benötigen dringend Pla- 
nungssicherheit für ihr Gebäudemanagement", er- 
läuterte Manfred Kuhmichel, wissenschaftspoliti- 
scher Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, den 
Antrag. Mit neun Stimmen von CDU und FDP ge- 

Internet-Auftritt mit noch mehr 
Inhalten und neuem Layout 
Die FDP-Fraktion macht Tempo in Nordrhein- 
Weslialen, und das natürlich auch im Netz. 
Unter dem Link www.nrwbrauchttempo.de in- 
formiert die neu gestaltete Homepage mit 
Flash. Esprit und Colour über die 24 Abgeord- 
neten der Fraktion, die für die Bürger in NRW 
aufs politische Gaspedal drücken wollen. 
Das neue Internet-Outfit bietet allen Interes- 
senten direkt auf der Startseite einen Über- 
blick über die aktuellen politischen lnitiativen 

Rote Karte für 
schlagende Männer! 
Unter diesem Mono steht das Gewaltschutzgesetz 
der Bundesregierung und der von SPD und GRÜ- 
NEN im Antrag vom 19. März 2001 geforderte Lan- 
desaktionsplan gegen häusliche Gewalt. 
Männer, die Frauen und Kinder schlagen. können 
nlcht mehr daraul vertrauen, dass Polizei und Ge- 
richte dies els Femiiienstreitigkeit zu den Akten le- 
gen. Zukünftig wird die Polizei das Recht erhalten. 
bei Gewall im privaten Bereich den Gewalttäter so- 
fort aus der Wohnung zu weisen. Er kann ein paar 
Sachen und seine Papiere mitnehmen, muss den 

Naturwissenschaften. d e Acsslattung mit inlerneiiahi- 
gen Computern und aie Q,a.~fiz erdng der Lehrer da- 
fur Dazu genore das Abitur auch nach zwölf Schuljah- 
ren fur kistungsstarke Schülerinnen und Schüler 
ebenso wie die frühzeitige Förderung Benachteiligter 
und Lernschwächerer. Bereits im Nachtragsheushalt 
des vergangenen Jahres seien Minel für Sprachför- 
dergruppen bereitgestellt werden. Zudem werde eine 
wn Land. Wirtschaft und Privaten finanziene Stiftung 
für den internationalen Schüler-. Lehrer- und Studen- 
tenauslausch auf den Weg gebracht 
Dle Schule der Zukunft erhält wesentlich mehr Seib- 
siändigkeit sie wird von bürokratischen Vorschriften 
entlastet und erhält mehr Geslaltungsspielraum, 
untersIrich Edoar Moron. Dazu oehöre zwinoend die 

. . ... 
scEaftung Noch vor der Sommerpause werae e.ne 
geseizliche biinungsklausel n aen Lanotag einge- 
bracht, die die rechiliche Grunalage scnaiie Des gelte 
auch für die grundlegende Reform der Lehrerausbil. 
dung. * 
.Wir sorgen dalur, dass die Lebenssituation bedütiii. 

ger älterer Menschen spürbar verbessert wird.' Das 
unlerstreicht Michael Schellter, sazialpolitischer 
Sprecher der SPD-Landlagsfraktion. Mit der Ent- 
scheidung. die Haushaltmittel für die Altenerholung 
gegenüber dem Haushaltsenhvurf um fünf Millionen 
Mark zu erhöhen. werde ein wichtiges sozialpoliti- 
sches Signal geselzt. Wichtig sei auch. d a s  die 
Haushaltsmitlel für die so genannten komplementä- 
ren ambulanten Dienste aiiein im Bereich der Senio- 
renpolitik um vier Millionen Mark erhöht werden MI- 
ien. Das helfe älteren Menschen dabei. so lange wie 
mbgiich in ihrer häuslichen Umgebung leben zu kön- 
nen. * 
Ein erieichtener Zugang von Migrantinnen und Migran- 
ten zum A!imitsmarM ist nach Auiiassung des stellver- 
tretenden Vorsitzenden der SPD-Landlaasfrakhon 
Horst Vöge. ein wichtiger Beitrag zur lntegraiion. Des- 
halb setzt sich die SPD dafür ein. dass in Nordrheln- 
Wesllalen die restriktiven ~eael;noen des Zuaanos 
zum Arbe,tsmarM gelocken wirden" Die integrai~oni- 
palitische Positionsbest~mmung ist e n Scnrcerp~n~t- 
thema der FraMioncsitzung am 24 Apr i 2001 

gen acht Ctimmen von SPD und GRÜNEN ent- 
schied der Ausschuss die Position der Kanzler der 
nordrhein-westfälischen Hochschulen gegenüber 
dem BLB inhaltlich voll zu übernehmen. 
Die Hochschulen des Landes hatten erst vor kur- 
zem auch öffentlich monierf dass die seit Jahres- 
beginn zuständige Zentralbehörde des Landes 
die Selbstständigkeit der Hochschulen ignoriere 
und deutlich mehr Bürokratie verursache. Selbst 
kleinste Reparaturen der Hochschulen müssten 
zentral genehmigl werden, eilige Baumaßnahmen 
gerieten in Verzug. Die Kanzler hatten damals der 
neuen Behörde eine Geringschätzung der Hoch- 
schule und Rambo-Verhalten vorgeworfen. 
.Der Wissenschaftsausschuss hat mit diesem Ab- 
stimmunaseraebnis ein deutliches Zeichen der 
~nterstüizung für die Hochschulen gesetzt Wir 
wollen unter anderem 

genauso wie die Hochschulen -. 

dass diese für ihre Gebaudebewirtschaftung 
weiter selber verantwortlich sind. 
dass Bau- und Erhaitungsmaßnahmen und 
kleinere BaumaOnahmen von den Hochschu- 
len eigenverantwortlich durchgeführt werden. 
dass die Hochschulen weiterhin die Prioritäten 
bei der Verteilung ihrer Mittel für Neu- und Um- 
baumaßnahmen setzen können 

und diese Grundsätze durch den BLB nichl aus- 
gehöhlt werden dürfen. Die Hochschulen können 
sich in Zukunft bei Auseinandersetzungen mit 
dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes 
stets auf den Beschluss des Wissenschafisaus- 
schusses des Landtags berufen. Wir setzen auf 
die Autonomie und Eigenverantwortiichkeit der 
Hochschulen. Es ist bedauerlich, dass SPD und 
GRUNE diesen Mehrheitsbeschluss des Aus- 
schusses nicht haben mittragen können", erklärte 
Kuhmichel abschließend. 

der Liberalen sowie Kontaktadressen und Ter- 
minhinweise. Wer immer brandaktuell Über die 
Arbeit des FDP-Teams informiert sein will, 
kann hier außerdem den Newslener der Libe- 
ralen schnell und unkompliziert per E-Mail auf 
den Rechner zu sich nach Hause holen. 
Die Rubrik .Aktuelles" gibt einen Einblick in 
die tägliche Arbeit der Abgeordneten. Sie 
zeigt in Fortsetzung zur Startseite die wich- 
tigsten lagespolitischen Termine an und lädt 
zum ausführlichen Weiterlesen per Mausklick 
ein. Zusätzlich bietet sie eine Übersichtliche 
Link-Liste zu weiteren regionalen. nationalen 
und internationalen liberalen Adressen im 
Netz. 
.Wir sind jetzt da, wo sie uns brauchen!", be- 
kräftigen die Liberalen auf ihrer Homepage. 
Will heißen: Die FDP-Landlagsfraktion möchte 

Schlüssel abgeben und bekommt die Auflage. sich 
in den nächsten Tagen weder der Wohnung noch 
dem Umfeld der Frau und der Kinder zu nähern. Die 
meisten gehen in dieser Zeit zu ihrer Mutter. 
Der Landesekiionsplan orientiert sich eng an Eriah- 
rungen mit den österreichischen Regelungen. Dort 
beträgt die Frisl für diese polizeiliche Wegweisung 
10 Tage. Innerhalb dieser Zeit bieten Interventions- 
stellen gegen Gewalt in der Familie den Gewaltop 
fern umgehend Hilfe und Unterstützung In dieser 
Krise an, schätzen mit der Frau anhand von be- 
stimmten Faktoren des Gefährdungsrisiko ein und 
informieren über die Möglichkeit, bei Gericht die 
Wohnungszuweisung zu beantragen. Das Bundes- 
gewaltschutzgesetz erleichtert es den Opfern von 
häuslicher Gewalt, die ursprünglich gemeinsame 
Wohnung für sich zu beanspruchen. Schlagende 
Männer müssen demnach damil rechnen, dauerhaft 
aus der Wohnung geschmlssen zu werden. 

übersichtlich und präzise über ihre Arbeit im 
Netz informieren, und gleichzeitig auch infor- 
miert werden. Feedback, Kritik und Anregun- 
gen zu ihren politischen Initiativen oder zur 
Homepage selbst sind daher ausdrücklich er- 
wünscht Unter dem Link "Kontakie" laden 
Pressestelle und Abgeordnete zum Austausch 
ein. 
Politik ist Tagesgeschaii und entwickelt sich 
immer wieder neu. Entsprechend ist auch die 
Homepage der Liberalen immer .im Fluss". So 
werden schon in Kürze die Abgeordneten 
über spezielle Audio-Video-Dateien mit politi- 
schen Statements in Wort und Bild auf den 
heimischen Rechnern zu Wort kommen. 

') Diese Miitellungen 1lsg.n In der alWnl@an hnn t -  
wortung der Fraktionen 

Bevor es in NRW so weit ist. muss noch einiges 
passieren: Das Polizeigesetz muss geändert wer- 
den und die Polizei, Staatsanwälte und Gerichte 
müssen intensiv auf die Umsetzung dieser neuen 
Rechtssituation vorbereitet werden. Die Fechfrau- 
en aus den Frauenhäusern und Beratungsstellen 
gilt es intensiv in diesen Prozess einzubeziehen. 
Alle. die mit Gewalt Im häuslichen Bereich befasst 
sind, müssen sich untereinander vernetzen. um 
den batrotienen Frauen und Kindern in dieser Situ- ~~~~~ ~ ~ 

ation dle größtmögliche Unterstützung zu bieten. 
Und wir müssen entscheiden. wer die Arbeit der 
Österreichischen lntefventionsstellen übernehmen 
soll. Die österreichischen Erfahrungen belegen. 
dass mit diesem Konzept viele von Gewalt betrof- 
fene Frauen und Kinder erstmalig erreicht werden. 
Endlich kann der Staat seiner Verpflichtung, Ge- 
walt zu verhindern, euch im privaten Bereich ge- 
recht werden. 
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Die TIMSS-III-Studie 
und das Bildungswesen 
in Nordrhein-Westfalen 
Dass nordrhein-westfälische Schülerinnen 
und Schüler im Vergleich zu denen anderer 
Bundesländer deutlich seltener mathema- 
tisch-naturwissenschaftliche Fächer als 
Leistungskurse wählten, treffe nicht zu. Das 
erklärt Schulministerin Gabriele Behler 
(SPD) in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfra- 
ge des FDP-Fraktionsvorsitzenden Jürgen 
W. Möllemann und seines Fraktionskollegen 
Ralf Witzel zu ..Konseauenzen aus der 
TIMSS-lll-Studie für das 'Bildungswesen in 
NRW". Die Ministerin berichtet. im Schuljahr 
200012001 hätten in der Qualifikationspha- 
se 32.3 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler Mathematik. 27,4 Prozent Biologie, 
7.2 Prozent Physik, 4,5 Prozent Chemie und 
0,6 Prozent Informatik als Leistungskurs be- 
legt. Damit unterscheide sich das Wahl- 
verhalten nordrhein-westfälischer Schüle- 
rinnen und Schüler nicht wesentlich von 
dem in TIMSS III ("Third International Ma- 
thematics and Science Study') ermittelten 
Durchschnitt. Wie aus dem Abschluss- 
bericht zu TIMSS III hervorgehe, seien die 
Leistungen deutscher Schülerinnen und 
Schüler nicht "gering", sondern lägen im 
internationalen Vergleich im Mittelfeld. Mit 
lnkrafltreten der Neuregelung der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung für die gym- 
nasiale Oberstufe würden Schülerinnen 
und Schüler in der gymnasialen Oberstufe 
verpflichtet, mindestens zwei naturwissen- 
schaftlich-technische Fächer oder zwei 
Fremdsprachen zu belegen. Möllemann 
und Witzel hatten in ihrer Anfrage darauf 
hingewiesen, dass die Ergebnisse der 
TIMSS-Studie durch die zunehmenden Kla- 
gen von Unternehmen und Hochschulen 
über mangelnde naturwissenschaftliche 
Kenntnisse bei Auszubildenden und Stu- 
dienanfängern eindrucksvoll belegt seien. 
Der beklagenswerte Mangel an Fachkräften 
vor allem in der IT-Branche, aber auch in an- 
deren naturwissenschaftlichen Berufsfel- 
dern, sei eine natürliche Folge dieser durch 
TIMSS III erneut dokumentierten Fehlent- 
wicklung in der Bildungspolitik. 
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Porträt der Woche 

Christian Lindner kam mit 21 Jahren in den 
NRW-Landtag und ist dessen jüngstes Mitglied. 
Auch die Berufsangabe des FDP-Abgeordneten 
.Jungunternehme? sichert ihm weitere Aufmerk- 
samkeit. Zusammen mit einem Partner leitet er 
eine Kölner Agentur für Unternehmenskommuni- 
kation Das ist ein Berufsfeid, auf dem er schon 
auf eine vierjährige Erfahrung zurückblicken 
kann. Noch währendselner Schuheit hatte erzu- 
nächst mit einem Mitschüler eine eigene Werbe- 
firma gegründet und nach ersten kleinen Prolek- 
ten für örtliche Unternehmen Aufträge von einer 
Teiefongesellschafi und einem Kreditinstitut er- 
halten. 
Bei Kampfabslimmungen Ni der FDP setzte er 
sich als Mitglied des Landesvorstands durch und 
gewann auch im Wertbewerb die Aufstellung als 

I 
'a? 

Kandidat für die NRW-Landragswahlauf Plah 19 
der Landesliste. .Das führte zum Erfolg: meint 
Lindner. Mit 12.9 Prozent dar Stimmen für die 
FDP holte er in seinem Rhehisch-Bergischen 
Wahlkreis I1 außerdem ein Ergebnis noch über cnnmien unaner (FDP) 
dem plötzlich angestiegenen Landesdurch- 

I 
schniit der Partei. Lindner fügt hinzu, dass er kei- 
ne Laufbahn als Berufspolltiker anstrebt, son- 
dern die Politik als .Job auf Zeit' betrachtet. Im 
Landesparlament meinte er: .Ich will. dass es desregierung angekündigten Betrag von 50 Milli- 
vorangeht. Wir können uns das Abwarten nicht onen DM nicht zu verwirklichen. In NRW gebe es 
mehr leisten." Als sachkundiger Bürger hatte er 193 000 voll erwerbstätige Frauen mit teilweise 
im Kreistag mitgearbeitet, war Kreisvoniizender mehreren Kindern im Alter von sechs bis 14 Jah- 
der Jungen Liberalen und seit 1996 Mitglied im ren. 
Landesfachausschuss für Schule und Weiterbil- Christian Lindner:.Junge Frauen undjunge Män- 
dung. ner wollen sich heute nicht mehr alternativ zwi- 
.Der kleine Möllemann" oder .politischer Zieh- schen Beruf und Familie entscheiden. Der be- 
sohn von Möllemann" sind rasch angeklebte Etl- darfsgerechten und flexiblen Betreuung ihrer 
ketten, die derjunge FDP-Abgeordnete nicht gel- Kinder kommt daher eine Schlüsseirolle zu.' Mit 
ten lassen will. Daran dass sein Parteichef ihn zu- einer Schärfe, die ihn schon mehriach in Kontro- 
weilen Bambi nennt kann er nichts ändern. Aber Versen mit Sozialdemokraten verwickelt hat, 
iässiges Selbstbewusstsein und fröhlich optimis- meint Lindner, er müsse befürchten, dass die pä- 
lisches Auftreten lassen wohl wenig Bedarf en dagogischen Mindeststandards bei den in Aus- 
Protektion entstehen Mit Möllemann habe er bis- sicht gestellten 200 000 Betreuungsplätzen von 
her höchstens 15 Minuten geredet, sagte Lind- MinisterprBsidenr Clement .im haushaltspoliti- 
ner noch gut einen Monat nach der Wahl. schen Tiefflug" unterboten werden sollen. 
Die Gründe für seinen Eintrirtin die FDPerläutert .Es gibt bei uns eine sehr schwierige Differenz 
er fast wie eine Marktanalyse. Die CDU war ihm zwischen Ankündigungen auf der einen Seite 
zu konservativ und am klassischen Familienblld und der tatsächlichen Situation.' Diesem Vorbe- 
orientiert. die SPD zu .zähflüssig und festgefah- halt Lindners in einer Pienardebatte des Land- 
ren in ihren Traditionen". Und bei den GRÜNEN tags zeigt die Unzufriedenheit seiner Generation 
schreckt ihn die lange Liste der Feindbilder ab, - mit der eingefahrenen Rouline. .Die Politik ent- 
vom BMW-Fahrer bis zur Großindustrie. Da kam scheidet sich im Zweifel immer für den einfachs- 
ihm die FDP mit ihrer Weltoffenheit, ihrem koile- ten Weg, auf dem der geringste Widerstand 
gialen Flair und dem Bekenntnis zur Leistungs- droht: stellt er kritisch in der Ankündigung einer 
bereitschafi schon mehr entgegen. Gesetzesinitianve seiner Partei zur Einführung 
Lindner glaubt an seine eigene Generation, die eines auch die StBdte und Gemeinden verpfiich- 
an Zusammenarbeit in Netzwerken denkt, in mo- tenden Schutzes der Rechte küniiiger Genera- 
dernen Wirtschaftszweigen arbeitet oder an den tionen fest. Dabei verfehlt er nicht, auf beispiel- 
Universitäten studiert. Dort hat der junge Bil- hafies Verhalten des Landes Schleswig-Holstein 
dungspolitiker eigene Erlebnisse. SchlieOlich ist hinzuweisen. 
er - .als mein dritter Beruf, der zurzeit etwas zu Bitterernstes Festbeißen in politischen GeschBf- 
kurz kommt" - an der Universität Bonn immatri- ten allein ist nicht Lindners Sache. .Spaß muss 
kuliert und studiert Politische Wissenschaften, sein: könnte ebenso als Schlüsselwort im Schui- 
Philosophie und Neuere Geschichte. Am Ziel ei- terschluss mit der jungen Generation gelten. So 
nes Abschlusses als M.A. hält er auf Sicht von ei- ist er Chd eines Wagenteams bei der Berliner 
nigen Jahren dennoch fest. Love-Parade vor zwei Jahren gewesen, hat im 
Die Schieflage des Landes in der Hochschui- letzten Jahr den Nachrichtensender n-tv als Gast 
und Bildungspolitik ist so für ihn ein direktes Er- mitfahren lassen und willauch in diesem bei der 
lebnis: .Ich bin doch der einzige im Parlament, Love-Parade wieder mitmachen. .Events und 
der weiß, was es hei0t. zurzeit zu studieren. Ich überraschende Anzeigenmotive sichern Auf- 
habe die Biidungsmisere am eigenen Leib erfah- merksamkeit, wenn sie mit Stil und Einfallsreich- 
ren.' in den Landtagsausschössen für Wissen- tum realisiert werden", heißt es im jüngsten 
schalt und Forschung sowie für Schule und Buch, das Lindner und sein Kölner Geschäfis- 
Weiterbildung ist Lindner stellvertretendes Mit- partner herausgegeben haben. Und so ist Lind- 
glied. Dem Ausschuss für Sport und dem Aus- ner vielleicht auch Teil einer Zielgruppe Ni der Ju- 
schuss für Kinder. Jugend und Familie gehört er gend. auf die es sein FDP-Landeschef Möile- 
als Vollmitglied an. mann abgesehen hat. Peter Weigert 
Mit der Frage, ob Eltern in Nordrhein-Westfalen 
ihre Kinder etwa bei McDonalds abgeben sollen. 
greifi der junge Landtagsabgeordnete immer (Das namentlich gekennzeichnete .Porträt der 
wieder Schwachstellen der landeseigenen Fami- Woche' ist Text eines jeweiligen Gastautors und 
lienpoiitik an. Eine anspruchsvollere Ganztags- muss nicht immer mit der Meinung der Redak- 
betreuung sei jedenfalls mit dem von der Lan- tion übereinstimmen.) 
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Geburtstagsliste 
Vom 29. März bis 2. April 2001 

29.3. Dr. Hans-Ulrlch Klose (CDU), 66 J. 
30.3. Helrnut Diegel (CDU), 45 J. 
30.3. Marte-Lulse Fasse (CDU), 53 J. 
31.3. Wolfgang Hüsken (CDU), 53 J. 
31.3. Ulrich Schmidt (SPD), 59 J. 

1.4. Christian Mlchael Weisbrich (CDU), 
59 J. 

2.4. Annelie Kever-Henseler (SPD), 54 J. 
2.4. Jarka Pazdziora-Merk (SPD), 52 J. * 

Harald Schartau (SPD), Minister für Arbeit 
und Soziales, Qualifikation und Technologie, 
hat sein neues Büro im grundsanierten 
Landeshaus am Horionpiaiz unmittelbar am 
Rheinufer in Düsseldorf bezogen. Noch in 
diesem Monat sollen alle Fachabteilungen 
unter einem Dach vereint sein. Rund 350 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Minis- 
ters sind von dem Umzug betroffen. Die 
Landeszentrale für politische Bildung folgt 
im Mai. Das 191 1 erbaute Gebäude war bis 
1999 von der nordrhein-westfälischen 
Staatskanzlei genutzt worden. Die ist inzwi- 
schen im neu erbauten Stadttor in der 
Landeshauptstadt untergebracht. * 
Ilse Brusis (SPD), Landtagsabgeordnete 
und Ministerin a. D. ist neue Präsidentin der 
Stiftung Kunst und Kultur des Landes Nord- 
rhein-Westfalen. Die Politikerin war im Janu- 
ar vom Stiftungskuratorium einstimmig zur 
Präsidentin gewählt worden. Nach ihrem 
Willen sollen die Medienkunst und eine 
Unterstützung besonderer Kulturprojekte 
für Jugendliche stärker in das Blickfeld der 
Stiftung rücken. Die vielfältige Palette bevor- 
stehender Förderungen der NRW-Kultur- 
stiftung reicht vom Millionenbetrag für den 
Ankauf eines spätgotischen Gemäldes .,Ma- 
donna mit K ind  von Derick Baegert für das 
Landesmuseum Münster bis zur Unterstüt- 
zung von Ruhrfestspiel-Inszenierungen. Zu- 
dem hilft die Stiftung mit zwei Millionen 
Mark beim Erwerb einer bedeutenden 
Sammlung von 60 Plastiken des Surrealis- 
ten Max Ernst als Grundstock eines neuen 
Museums in Brühl. Bereits 56 Bewerbungen 
liegen für den mit, 50 000 Mark bundesweit 
höchstdotierten Ubersetzerpreis vor,,, den 
die Stiftung in Kooperation mit dem Uber- 
setzerkollegium Straelen im Juni erstmals 
vergeben will. 400000 Mark fließen aus der 
Stiftungskasse in die auf 27 Bände angeleg- 
te Heinrich-BÖII-Gesamtausgabe. Zeitge- 
nössische Komponisten sollen sich im Auf- 
trag der Stiftung für das Beethovenfest 2002 
in ihren eigenen Werken mit dem Schaffen 
des Klassikers auseinander setzen. * 
Hansheinz Hauser (CDU). von 1958 bis 
1972 Mitglied des nordrhein-westfälischen 
Landtags, ehemaliger Oberbürgermeister 
von Krefeld und Vorsitzender des Nord- 
rhein-Westfälischen Handwerkstags (NWHT) 
ist von der Vollversammlung der Hand- 
werkskammer für den Regierungsbezirk 
Düsseldorf mit großer Mehrheit für weitere 
fünf Jahre in seinem Amt bestätigt worden. 
Der Bäckermeister aus Krefeld war in den 
80er-Jahren mittelstands~olitischer Sore- 
cner bnd stellvertretend& ~raktionsv&sit- 
zender oer CDJICSU-B~noestagsfrakt on 
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Burgenland Ruhrgebiet 
,Burgenland Ruhrgebiet" hat das Magazin der RAG AhfiengesellschaH in emem Bericht einmal das Revierge- 
nannt Tatsachbch kennzeichnen nicht nur noch mfakte oder inzwischen stilloeleote undzu anderen Zwecken 
verwandte Industrieanlagen das einst großte Industrieareal Europas, sondern auch rund hundert Burgen, 
Schlosser und Herrenhaiser die Region an der Ruhr 8 e  stammen noch aus der vorindustriellen Zerf und sind 
Zeuoen dass das Ruhroebiet durchaus eine Geschichte hat sozusaoen eine Veroanosnheit vor Kohle und 
Stahl Von den ~ch ldsse~n Lembeckin Dorsten und WerdringenIn Hag& bis zur Burg kndern in Oberhausen 
oder Schloss Hugenpoef in Kettwig in dem heute ein renommienes Hoteluntergebracht 1st. reihen sich die 
historischen Bauwerke wie an einer architektonischen Perlenkette Ein Ausllug durch diesesBurgenland ent- 
lang der sann durch grune Landschatt maandernden Ruhr lohnt ach gerade letzt rm Frühling Auf einem kler- 
nen Hugelist zum Beispiel In Mulheim das Schloss Broich zu entdecken (Bild). eine alte Wehranlage. die in 
den 60er- und 7Oer-Jahren des vorigen Jahrhunderts wissenschafflich erforsch1 und dann total restauriert 
wurde Nach Anmeldung steht dieses Schloss fur Empfange oder private Fe~ern offen 

Nicht mehr fur das Kamrnerprasidium kan- 
drdiert hat der ehemalige CDU-Landtags- 
abgeordnete und Schornsteinfegermeister 
Franz Pull aus Mulheim a d Ruhr Fur ihn 
ruckte in das dreikopfige Gremium der 
CDU-Bundestagsabgeordnete und neue Ar- 
bectgeber-Vizeprasident Professor Wolf- 
gang Schulhoff ein Als Vizeprasident der 
Arbeitnehmerseite wurde der Gas- und 
Wasserinstallateur Hans-Josef Claessen 
aus Krefeld wiedergewahlt * 
Barbara Klemm, in Munster geborene Fo- 
tojournalistin, die seit 1959 fur die .Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung" tatig ist, hat den 
Konrad-von-Soest-Preis des Landschafts- 
verbandes Westfalen-Lippe erhalten Sie 
bekam die mit 25000 DM dotierte Aus- 
zeichnung dafur, dass es ihr gelungen sei, 
"Malerer mit anderen Mitteln zu erzeugen". 
wie es in der Laudatio hieß In Munster ist 
bis 6 Mai eine Ausstellung mit Portratfotos 
von Barbara Klemm zu sehen 

Professor Dr. Dagmar Schipanski, thürin- 
gische Wissenschaftsministerin, hat ihr Amt 
als neue Kuratoriums-Vorsitzende der Euro- 
päischen Stiftung für den Aachener Dom auf- 
genommen. Dagmar Schipanski stehe für den 
Brückenschlag der Stiftung nach Osten, hieß 
es in der Begründung zur Wahl. Der Aachener 
Dom sei vor allem für die Völker in Osteuropa 
ein Symbol für die europäische Wertege- 
meinschaft, betonte Frau Schipanski in Aa- 
chen. Sie übernahm nach dem Tode des Aa- 
chener CDU-Bundestagsabgeordneten Hans 
Stercken dieses Amt. Die Stiftung engagiert 
sich seit ihrer Gründung 1995 für den Erhalt 
des Aachener Doms, der seit 1978 zum Weit- 
kulturerbe gehört. Das rund 70 Mitglieder 
starke Kuratorium unterstützt die Ziele der 
Stiftung. Zu den Ehrenmitgliedern zählen mit 
dem spanischen König Juan Carlos, dem 
Großherzog Jean von Luxemburg und dem 
belgischen König Albert drei gekrönte Häup- 
ter Von elf Staatsoberhäuptern kommen 
sechs aus Osteuropa. 


